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A. Zusammenfassende Bewertung 

I. 10 Jahre Umweltpakt Bayern 1995 bis 2005 

Der Umweltpakt Bayern steht für ein Jahrzehnt des erfolgreichen, freiwilligen kooperati­

ven Umweltschutzes zwischen Staat und Wirtschaft. Der Umweltpakt wird für jeweils 

eine Laufzeit von fünf Jahren abgeschlossen. Im Jahre 1995 erstmals vereinbart, wurde 

mittlerweile am 25.10.2005 die dritte freiwillige Kooperation im betrieblichen Umwelt­

schutz zwischen Bayerischer Staatsregierung und bayerischer Wirtschaft unterzeichnet. 

Der Umweltpakt steht für die Überzeugung aller Beteiligten, dass Umweltschutz eine 

Gemeinschaftsaufgabe ist. Nur wenn Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Staat und Verwal­

tung an einem Strang ziehen, können im Umweltschutz, dem Schutz unserer Lebens­

grundlagen und natürlichen Ressourcen, Erfolge erreicht werden.   

Nachhaltigkeit als generelles Leitbild 
Grundlage aller bisherigen Vereinbarungen bildet das Bekenntnis zum Leitbild der nach­

haltigen Entwicklung. Die Umsetzung dieses Leitbildes ist die Daueraufgabe des 21. 

Jahrhunderts. Das Leitbild zielt darauf ab, die Bedürfnisse der heute lebenden Generati­

on zu befriedigen, ohne den kommenden Generationen die Möglichkeiten für eine Entfal­

tung ihrer Bedürfnisse in einem lebenswerten Umfeld zu nehmen. „Global denken – lokal 

handeln“ - individuelles, gesellschaftliches, wirtschaftliches und politisches Handeln hat 

sich gleichrangig am ökologischen, ökonomischen und sozialen Gleichgewicht zu orien­

tieren. „Wir opfern unsere Lebensgrundlagen nicht dem kurzfristigen Konsum. Wir si­

chern eine auf Dauer ausgerichtete Entwicklung“ (Ministerpräsident Dr. Stoiber am 

23.04.2004). 

Erfolgsmodell Umweltpakt 
Das vergangene Jahrzehnt hat die anfangs auch kritischen Stimmen und die den freiwil­

ligen Vereinbarungen zwischen Staat und Wirtschaft skeptisch gegenüber stehenden 

Zweiflern eines Besseren belehrt. Ende 2005 gehörten dem Umweltpakt über 5.200 Ein­

zelunternehmen an – vom kleinen Handwerksbetrieb bis zum „Global Player“. Der Um­

weltpakt Bayern ist die erfolgreichste Umweltvereinbarung Deutschlands und ein echter 
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Exportschlager. In Deutschland haben inzwischen elf weitere Bundesländer ähnliche 

Vereinbarungen mit der Wirtschaft geschlossen. Aktuell plant Nordrhein-Westfalen ein 

vergleichbares Projekt „aus der Taufe zu heben“. Darüber hinaus haben mit Südtirol, 

Chile, Wisconsin (USA) und Syrien die im Umweltpakt zum Ausdruck kommenden 

freiwilligen, kooperativen Elemente des betrieblichen Umweltschutzes auch international 

Beachtung gefunden. Sogar die UN hat die Idee des freiwilligen Umweltschutzes mit der 

Umweltvereinbarung „Global Compact“ von 1999 aufgegriffen. 

Der Erfolg des Umweltpakts auch über die Grenzen Bayerns und Deutschlands hinaus 

liegt u.a. auch darin, dass mit ihm der persönlichen Austausch von - auch unterschiedli­

chen - Auffassungen zur betrieblichen Umweltpolitik angestoßen wird. Das Prinzip lautet: 

Kooperation statt Konfrontation – d.h. der Ausbau der Partnerschaft zwischen Wirtschaft 

und Staat ist eines der wichtigsten Anliegen des Umweltpakts. Mit dem Umweltpakt 

Bayern wird dieser kooperative Prozess gesteuert und gestaltet.  

Umweltschutz rechnet sich 
Darüber hinaus haben immer mehr Unternehmen erkannt, dass Investitionen in den be­

trieblichen Umweltschutz und umweltbewusstes Management zu einer Senkung der Be­

triebskosten führen. Deshalb sind Ökonomie und Ökologie keine Gegensätze, sondern 

ergänzen sich in idealer Weise:  

Betrieblicher Umweltschutz leistet einen wesentlichen Beitrag, um ein Unternehmen in 

dem zunehmend globaler werdenden wirtschaftlichen Wettbewerb konkurrenzfähig zu 

positionieren. Wie eine aktuelle Studie des Bayerischen Landesamtes für Umwelt 1 bes­

tätigt, gehen von Umweltmanagementsystemen (z.B. EMAS, ISO 14001, Qualitätsver­

bund umweltbewusster Handwerksbetriebe - QuH, ÖKOPROFIT) besonders positive 

Wirkungen für die Unternehmen und für die Umwelt aus. 88 % der befragten Unterneh­

men konnten mit Hilfe von Umweltmanagementsystemen ihre Umweltleistung verbes­

sern, 83 % einen Imagegewinn bei den Kunden und in der Öffentlichkeit feststellen, 61 

% dauerhafte Kosteneinsparungen erzielen und mindestens 50 % der Betriebe ihre Res­

sourcenverbräuche (Energie- und Wasserverbrauch, Abfallaufkommen) reduzieren. Zu 

diesen handfesten und berechenbaren Vorteilen kommen die Optimierung der Kommu­

1 „Ökologische und ökonomische Wirkungen von betrieblichen Umweltmanagementsystemen in Bayern“. Die 
Veröffentlichung ist Mitte 2006 vorgesehen.  
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nikation mit Behörden und nicht zuletzt die Verwaltungserleichterungen, die der Freistaat 

den Unternehmen, die ein qualifiziertes Umweltmanagementsystem eingerichtet haben, 

in bestimmten umweltrelevanten Bereichen gewährt.    

Die positiven Folgen der freiwilligen Kooperation zwischen der Bayerischen Staatsregie­

rung und der Bayerischen Wirtschaft im betrieblichen Umweltschutz haben einen wirk­

samen Beitrag zur Sicherung und zum Ausbau des Wirtschaftsstandorts Bayern geleis­

tet. Die Wirtschaft hat erkannt, dass betrieblicher Umweltschutz einen wichtigen Wett­

bewerbsvorteil schafft, Arbeitsplätze sichert oder sogar Impulse für neue Beschäfti­

gungsmöglichkeiten initiiert. Das ist mit ein Grund für die hervorragende Position Bayern  

im Ländervergleich, sowohl beim Umweltschutz als auch bei den Arbeitsmarktdaten.  

Umweltschutz schafft auch neue Arbeitsplätze: allein im Bereich der Umwelttechnologie, 

die ein zunehmend bedeutender Exportartikel wird, wurden rd. 1,3 Mio. Arbeitsplätze im 

gesamten Bereich des „Umweltschutzes“ geschaffen und gesichert.  

II. Überblick über die bisherigen Umweltvereinbarungen 

a. 	 Umweltpakt Bayern – Miteinander die Umwelt schützen (1995 bis 2000) 

Am 23. Oktober 1995 haben die Bayerische Staatsregierung und die Bayerische Wirt­

schaft mit dem „Umweltpakt Bayern - Miteinander die Umwelt schützen“ umweltpoliti­

sches Neuland betreten. Eine Vereinbarung wie der Umweltpakt, der branchen- und 

themenübergreifend ausgestaltet ist und den Anspruch erhebt, die gesamte Wirtschaft 

eines Landes für den Umweltschutz zu gewinnen, war bis dahin ohne Vorbild. Entspre­

chend hoch war die Skepsis hinsichtlich des Erfolgs einer solchen Vereinbarung („Ver­

such, Schneebälle zu rösten“). 

Die Automobilindustrie, Bauindustrie, Brauwirtschaft, Chemische Industrie, Handel, E­

lektro- und Elektronikindustrie, Keramische Industrie und Papierindustrie stehen im 

Pakt stellvertretend für Einzelunternehmen (wie z.B. AUDI AG, BMW AG, MAN Nutz­

fahrzeuge AG, OMV Deutschland GmbH, Siemens AG, Süd-Chemie AG, Wacker-

Chemie GmbH, Karstadt AG oder die Vinnolit Kunststoff GmbH) sowie Verbände und 

Kammerorganisationen der Wirtschaft, die als Teilnehmer und Projektträger „der ersten 

Stunde“ den Umweltpakt Bayern bis heute unterstützen.  
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Der Umweltpakt von 1995 enthielt ca. 40 Zusagen und Projekte. Die Zusagen der 

Staatsregierung umfassten die Bereiche „Abfallwirtschaft und Altlastensanierung“, 

„Fördermaßnahmen“ und „Deregulierung“. Die Leistungen der Bayerischen Wirtschaft 

deckten die Bereiche „Umweltmanagement“, „Abfallwirtschaft“, „Energiewirtschaft“, 

„Nachwachsende Rohstoffe“ und „Verkehr“ ab. 

Pionierarbeit wurde bei der Beteiligung von Einzelunternehmen am Umweltpakt geleis­

tet. Es wurden gemeinsam mit der Wirtschaft Teilnahmekriterien erarbeitet, die jedem 

interessierten Unternehmen die Möglichkeit bietet, bei Erfüllung der Teilnahme-

Voraussetzungen Mitglied des Umweltpakts Bayern für die Dauer von fünf Jahren zu 

werden. Die Teilnahmekriterien haben bis heute Bestand und wurden von vielen Bun­

desländern fast wörtlich übernommen. 

Mit der Teilnahme am Umweltpakt ist die öffentlichkeitswirksame Aushändigung einer 

Mitgliedsurkunde und die Erlaubnis, mit dem Logo des Umweltpakts Bayern gegenüber 

Kunden und Öffentlichkeit zu werben, verbunden. Teilnahmevoraussetzungen sind un­

ter anderem die Einrichtung eines betrieblichen Umweltmanagementsystems, die Zerti­

fizierung als Entsorgungsfachbetrieb, der Erwerb des Umweltsiegels für das Gastge­

werbe, betriebliche Einzelleistungen (z.B. Ressourceneinsparungen) sowie – als 

Selbstauskunft - die Kriterienliste des Bayerischen Handwerkstages (sog. 30-Punkte-

Programm). 

Damit erbringt jeder Betrieb, der am Umweltpakt teilnimmt, einen ganz konkreten, frei­

willigen Beitrag zur Verbesserung der Umweltsituation.  

Am Ende der Laufzeit dieses Umweltpakts hatten ca. 1.300 Betriebe von der Teilnah­

memöglichkeit Gebrauch gemacht. 

b. Umweltpakt Bayern – Nachhaltiges Wirtschaften im 21. Jahrhundert (2000 bis 2005) 

Am 23.10.2000 wurde die Fortsetzung der erfolgreichen freiwilligen Kooperation im be­

trieblichen Umweltschutz zwischen Bayerischer Staatsregierung und Bayerischer Wirt­

schaft vereinbart. Mit dem Titel „Umweltpakt Bayern – Nachhaltiges Wirtschaften im 

21. Jahrhundert“ brachten die Paktpartner unverändert ihre fortgeltende Verantwortung 

gegenüber dem Leitbild der Nachhaltigkeit zum Ausdruck. Neben den bisherigen The­

menschwerpunkten traten neue strategische Zielsetzungen: 
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� Ausbau der Spitzenstellung Bayerns im kooperativen Umweltschutz, 

� Erzielung von Fortschritten im vorsorgenden Umweltschutz und  

� Verbesserung der Standortattraktivität Bayerns im Wettbewerb der Regionen.  

Zentrales Element dieses Umweltpakts war die Verständigung von Staat und Wirt­

schaft auf gemeinsame Ziele. Darauf aufbauend sind 61 Gemeinschaftsprojekte (sie­

he unter Punkt „B. Bilanz der Themenbereiche des Umweltpakts 2000“ die grau 

schattierten Einzelprojekte) vereinbart worden. In den Gemeinschaftsprojekten erar­

beiteten Staat und Wirtschaft die Grundlagen für eine nachhaltige Wirtschaftsentwick­

lung (z.B. in den Bereichen Klimaschutz, Integrierte Produktpolitik (IPP), Ressour­

censchonung usw.). In weiteren 162 Maßnahmen haben Branchenverbände, Kam­

merorganisationen der Wirtschaft und Bayerische Staatsregierung zusätzliche sub­

stanzielle Umweltmaßnahmen zugesagt. Insgesamt sind 223 Zusagen in elf Themen­

feldern vereinbart worden. Alle wichtigen Handlungsbereiche und umweltrelevanten 

Fragestellungen wurden erfasst. 

In Abstimmung mit der Wirtschaft wurde das „Konzept des Umweltpaktbotschafters“ 

eingeführt. Ausgangsbasis war die Überzeugung der Paktpartner, das die Motivation 

von Betrieben für Maßnahmen des Umweltschutzes am besten durch persönliche 

Ansprache vor Ort gelingt. Daher werden Botschafter bzw. Sonderbotschafter beru­

fen, die den Umweltpakt Bayern in die breite Öffentlichkeit tragen sollen. Zum Bot­

schafter des Umweltpakts Bayern werden Vertreter von Unternehmen oder ehren­

amtlich tätige Personen berufen, die mit persönlichem Engagement die Zielsetzun­

gen des Umweltpakts Bayern vorbildlich umsetzen. Mit der Berufung von Sonderbot­

schaftern sollen die Grundgedanken des Umweltpakts - Freiwilligkeit und Eigenver­

antwortung - auch auf andere gesellschaftliche Bereiche (z.B. Sport) ausgedehnt 

werden und hier Signalwirkung auslösen. Bis Ende 2005 wurden 24 Umweltpaktbot­

schafter ernannt. 

Erfolge des Umweltpakts von 2000:  

� Gemeinsam mit der Wirtschaft wurde das Forum „Klimadialog Bayern“ eingerich­

tet, um den CO2-Ausstoß langfristig zu vermindern. In diesem Zusammenhang ist 
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ein europaweit einmaliges CO2-Monitoring-System für Unternehmen zur Berech­

nung der betriebseigenen CO2-Bilanz entstanden. Ferner wurde eine CO2-

Beratungsstelle eingerichtet, die Unternehmen beim Emissionshandel unterstützt.  

� Mit 332 EMAS-Betrieben (rd. 22%) nimmt Bayern deutschlandweit eine Spitzen­

stellung ein bei der Zahl der Unternehmen, die ein betriebliches Umweltmanage­

mentsystem nach der anspruchsvollen europäischen EMAS-Verordnung einge­

führt haben. 

� Realisierung vielfältiger Maßnahmen und Handreichungen zur Integrierten Pro­

duktpolitik (IPP) zur Schonung der Energie- und Rohstoffressourcen.  

� Der Anteil der Handwerksbetriebe am Umweltpakt Bayern beträgt ca. 80 %. Das 

Handwerk hat die zugesagten 3.500 Umweltberatungen (verbunden mit einer Mit­

gliedschaft im Umweltpakt) weit übertroffen.  

� Die angestrebte Zahl von 3.000 Umweltpakt-Teilnehmern wurde bereits 2003  

überschritten. Zum Ende der Laufzeit waren über 5.300 Unternehmen Mitglied im 

Umweltpakt Bayern.  

� Die Eigenverantwortung der Wirtschaft wurde weiter gestärkt.  

Abschlussbilanz 

Von den in elf Themenschwerpunkten vereinbarten 223 Projekten sind 217 Projekte 

(97,31 %) umgesetzt oder stehen kurz davor. Insgesamt 6 Projekte (2,69%) haben sich als 

nicht umsetzbar erwiesen.  

Von den 61 Gemeinschaftsprojekten sind 60 Projekte umgesetzt oder stehen kurz da­

vor. Ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen.  

Ausführlich geht der Stand der Umsetzung aus der detaillierten Liste im Teil B hervor. 
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c. 	 Umweltpakt Bayern – Umweltverträgliches Wirtschaftswachstum (2005 bis 2010) 

Der dritte Umweltpakt, der am 25.10.2005 unterzeichnet wurde, steht unter dem Motto 

eines „umweltverträglichen Wirtschaftswachstums“. Auch er beruht auf den Grundla­

gen von Freiwilligkeit, Eigenverantwortung und Kooperation. Mit dem neuen Umwelt­

pakt soll auf die Erfolge der letzten beiden Vereinbarungen aufgebaut und zugleich auf 

neue, globale Herausforderungen reagiert werden. Dazu soll 

• 	 die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Staat intensiviert werden: zu zentra­

len Umweltthemen wurden acht Arbeitsforen eingerichtet, z.B. zum Klimadialog, zur 

Reduktion von Emissionen sowie zum Thema Energieeffizienz und zum Einsatz er­

neuerbarer Energien, 

• 	 bei Investitionen und bei arbeitsmarktwirksamen Projekten besondere Schwerpunk­

te gesetzt werden, zum Beispiel 

o 	investiert die Wacker-Chemie 300 Mio. Euro in den Ausbau der Photovoltaik­

produktion – das bedeutet rd. 120 neue Arbeitsplätze in Burghausen,  

o 	investieren SIEMENS und E.ON bis 2007 einen Betrag von 500 Mio. Euro in ei­

nen Prototyp eines hocheffizienten Gas- und Dampfturbinenkraftwerks in Ir­

sching, 

o 	entwickeln die Bayerische Papierindustrie gemeinsam mit der Bayerischen 

Staatsregierung die Wertschöpfungskette „Forst – Holz/Altpapier – Papier – Pa­

pierindustrie“ fort, 

o 	realisieren AUDI AG, BMW AG und MAN Nutzfahrzeuge AG eine gemeinsame 

Initiative zur „Integrierten Produktpolitik (IPP)“ bei den Zulieferbetrieben der Au­

tomobilindustrie, 

o 	wird der Bayerische Handwerkstag bis Ende der Laufzeit des Umweltpakts 

1.000 neue Mitglieder aus dem Bereich des Handwerks werben. 

• 	 die Ziele des Umweltpakts mit einer neuen Kommunikationsstrategie intensiver in 

die Öffentlichkeit getragen werden, zum Beispiel 
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o 	durch Verankerung des Themas „kooperativer Umweltschutz“ im Aus- und Fort­

bildungsangebot der Beamtenfachhochschule Hof als ein weiterer Beitrag für ei­

ne moderne und zukunftsorientierte Verwaltung in Bayern; 

o 	durch eine Ausweitung der Volontariatsangebote der Wirtschaft für Bedientete in 

der bayerischen Verwaltung; 

o 	durch stärkere Einbindung der Kommunen: 

nach dem Beispiel eines erfolgreichen Pilotprojekts im Tölzer Land sollen in 50 

Landkreisen und kreisfreien Städten Netzwerke für betrieblichen Umweltschutz 

mit jeweils 50 Betrieben eingerichtet werden. 

Nach gut einem halben Jahr Laufzeit kann festgestellt werden, dass zahlreiche, im 

neuen Umweltpakt vereinbarte Vorhaben oder Projekte bereits begonnen, bzw. umge­

setzt worden sind: 

• 	 die im Umweltpakt vereinbarten Arbeitsforen haben sich bereits, bzw. werden sich 

in Kürze konstituieren: 

o 	Reduktion von Emissionen (Mai 2006) 

o 	Energieeffizienz und erneuerbare Energien (März 2006) 

o 	Verwaltungsvereinfachung (Februar 2006) 

o 	Integrierte Produktpolitik (Februar 2006) 

o 	Klimadialog und Emissionshandel (April 2006) 

o 	Stoffpolitik (März 2006) 

o 	Wassergipfel (Mai 2006) 

o 	Managementsysteme (Mai 2006) 

• 	 die mit dem Landesverband des Bayerischen Einzelhandels e.V. gemeinsam erar­

beiteten einzelhandelsspezifischen Beitrittskriterien für den Umweltpakt Bayern 

(sog. 30-Punkte-Programm) wurden in das Internet-Angebot des StMUGV einge­

stellt (www.umweltpakt.bayern.de). 

• 	 Die Zusage der Staatsregierung, für Betriebe mit EMAS und für Entsorgungsfach­

betriebe eine Gebührenermäßigung im abfallrechtlichen Bereich einzuführen, wurde 

umgesetzt. Betriebe mit EMAS und Entsorgungsfachbetriebe können eine Gebüh­

renermäßigung von 50 % erwarten. 
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• 	 Mit der Erweiterung der Abfallverbrennungsanlage der Firma Infraserv in Burgkir­

chen an der Alz wurde begonnen (Baubeginn war am 16.11.2005). Mit einer Kapa­

zitätserhöhung von ca. 10.000 t Trockenmasse pro Jahr kann künftig auch Klär­

schlamm thermisch verwertet werden. Die erzeugte Energie wird als Dampf im 

Werksnetz wieder eingesetzt. 

• 	 Über die Zusage der Bayerischen Staatsregierung und großer Wasserkraftwerke, 

ein Eckpunktepapier zu vereinbaren, mit dem die Wasserkraft als tragende Säule 

der regenerativen Energieerzeugung in Bayern verbessert werden soll, wurde dem 

Bayerischen Landtag zum Beschluss vom 11.11.2004 ein Zwischenbericht (Schrei­

ben des StMUGV vom 13.04.2006) vorgelegt. Mit dem Eckpunktepapier sollen auch 

im Gesetzesvollzug Erleichterungen geschaffen und Hemmnisse abgebaut werden, 

um die Nachhaltigkeit der Wasserkraftnutzung vor dem Hintergrund der Umsetzung 

der EG-Wasserrahmenrichtlinie weiter zu entwickeln.  

Das StMUGV ist zuversichtlich, dass die Vereinbarung über die Eckpunkte im Laufe 

des Jahres 2006 unterzeichnet werden kann und wird dem Landtag nach Unter­

zeichnung einen abschließenden Bericht vorlegen. 

• 	 Die Beratungsstelle für den Emissionsrechtehandel wurde inzwischen eingerichtet. 

Die für ein Jahr zugesagte finanzielle Förderung (als „Anschubfinanzierung„ für 

1.12.2005 – 30.11.2006) der Bayerischen Staatsregierung ist erfolgt. 

• 	 Die neuen Förderrichtlinien für die Unterstützung der Betriebe bei Umweltberatun­

gen und bei der Einrichtung von Umweltmanagementsystemen (Bayerisches Um­

weltberatungs- und Auditprogramm) werden in Kürze veröffentlicht. Mit den Richtli­

nien werden alle Anträge gefördert, die ab 1.1.2006 gestellt worden sind. 

• 	 Die Regionalisierung des Umweltpakts ist auf gutem Wege. Voraussichtlich bis Mit­

te 2006 werden in allen Regierungsbezirken Bayerns Auftaktveranstaltungen statt­

gefunden haben. Im Rahmen der Regionalisierung sollen in 50 Landkreisen Netz­

werke für betrieblichen Umweltschutz mit ca. 50 Betrieben eingerichtet werden.  

Der neue Umweltpakt wird von den Betrieben der Bayerischen Wirtschaft gut ange­

nommen. Bereits 3.600 Betriebe (mit ca. 500.000 Mitarbeitern) haben ihre neuerliche 
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Teilnahme am Umweltpakt Bayern erklärt. Auch von daher zeichnet sich ab, dass mit 

dem neuen Umweltpakt der erfolgreiche Weg des kooperativen Umweltschutzes in 

Bayern konsequent fortgeschritten wird. 
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B. Bilanz Umweltpakt Bayern – Nachhaltiges Wirtschaften 
im 21. Jahrhundert 

In insgesamt elf Themengebieten sind 223 Projekte (vgl. S. 16 ff.) vereinbart worden, da­

von 61 Gemeinschaftsprojekte (grau schattiert). 

I. Bilanz der elf Themenbereiche  

1) Klima und Erdatmosphäre 

Von 14 Projekten sind zehn Projekte umgesetzt worden. Vier Projekte befinden sich 

in der Umsetzung. Beispiele für abgeschlossene Projekte:  

o 	Einrichtung „Bayerischer Klimadialog Wirtschaft – Staat“ (Nr. 1) . 

o 	15 % Senkung der CO2-Emissionen sowie des Energieeinsatzes pro Tonne 

erzeugter Kalkprodukte (Bayerische Kalkindustrie) (Nr. 4). 

2) Ressourcen (Energie, Abfall- und Stoffkreisläufe, Wasserwirtschaft, Flächennutzung) 

Von 67 Projekten sind 59 Projekte umgesetzt. Sieben Projekte befinden sich in der 

Umsetzung und 1 Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Beispiele für abge­

schlossene Projekte: 

o 	Ausbau des Potentials der Kraft-Wärme-Kopplung: Investitionsvolumen der 

bayerischen Energieversorger in Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen 2003 bis 

2005: 400 Mio. € (Nr. 17). 

o 	Steigerung des Altpapiereinsatzes von 2,4 Mio. t (2000) auf mehr als 3,0 Mio. t 

(2004). (Bayerische Papierindustrie; Nr. 64). 

3) Integrierte Produktpolitik 

Von zehn Projekten sind zehn Projekte umgesetzt. Beispiele für abgeschlossene Pro­

jekte: 

o 	Einrichtung eines „Bay. Entwicklungsnetzwerk für innovative Technologien 

(BENefiT)“ mit sechs Lehrstühlen an der Uni Nürnberg-Erlangen und Förde­

rung mit 2,5 Mio. € (Bayerische Staatsregierung, Nr. 86). 
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o Mindestens 70 % des verwendeten Holzes in bayerischen Papierfabriken 

stammt aus zertifizierten Wäldern. (Bayerische Papierindustrie; Nr. 89). 

4) Umweltverträgliche Mobilität 

Von 20 Projekten sind 15 Projekte umgesetzt. Vier Projekte befinden sich in der Um­

setzung und ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Beispiel für abge­

schlossene Projekte: 

o 	Unterstützung frühzeitiger Umstieg von PKW auf öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV) durch „Park-and-ride“: Errichtung von rd. 

13.000 PKW- und rd. 15.500 Fahrradstellplätzen an 293 Bahnhöfen sowie 

510 neuer Bushaltestellen (Bayerische Staatsregierung; Nr. 106).  

5) Handwerk 

Von 22 Projekten sind 18 Projekte umgesetzt. Vier Projekte befinden sich in der Um­

setzung. Beispiele für abgeschlossene Projekte:  

o 	Zertifizierung nach dem „Qualitätsverbund umweltbewusster Handwerksbe­

triebe (QuH)“ von ca. 450 Handwerksbetrieben (Zusage: „nur“ 400). Zudem 

ca. 250 Umweltberatungen nach dem BUBAP und ca. 700 Umweltberatun­

gen durch die Handwerkskammer selbst. (Bayerisches Handwerk; Nr. 112). 

o 	Erstellung von Kriterienlisten für 16 Gewerke des Handwerks zur Teilnahme 

am Umweltpakt Bayern (Bayerisches Handwerk und Bayerische Staatsregie­

rung; Nr. 119). 

6) Dienstleistungssektor 

Von 27 Projekten sind 14 Projekte umgesetzt. 12 Projekte befinden sich in der Um­

setzung und ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Beispiele für abge­

schlossene Projekte: 

o 	Fortführung Mobilfunkpakt Bayern von 1999. Zweimalige Fortschreibung bis 

aktuell Ende 2007. (Bayerische Staatsregierung; Nr. 158). 

o 	Errichtung Kompetenzzentrum für nachhaltige Rohstoffe in Straubing inzwi­

schen abgeschlossen (3 Teile: C.A.R.M.E.N. e.V., Wissenschaftszentrum 

der TU München/FH Weihenstephan und Technologie- und Förderzentrum 

des Bayerischen Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten) (Baye­

rische Staatsregierung; Nr. 159). 
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7) Umweltmanagement 

Von 14 Projekten sind acht Projekte umgesetzt. Fünf Projekte befinden sich in der 

Umsetzung und ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Beispiele für ab­

geschlossene Projekte:  

o 	Ausbau Dienstleistungszentrum für die Wirtschaft am Landesamt für Umwelt 

in Augsburg: Seit Mitte 2003 hat das InfoZentrum UmweltWirtschaft (IZU) in 

Augsburg erfolgreich die Arbeit aufgenommen (Bayerische Staatsregierung; 

Nr. 171). 

o 	Fortführung des Bayerischen Umwelt- und Beratungsprogramms (BUBAP) 

seit 2001 (Bayerische Staatsregierung; Nr. 163). Fortführung auch über 2005 

hinaus bis 2010. 

8) Verwaltungsvereinfachung 

Von 16 Projekten sind sechs Projekte umgesetzt. Neun Projekte befinden sich in der 

Umsetzung und ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Deregulierung und 

Entbürokratisierung sind im Umweltpakt seit 1995 unverändert Daueraufgabe. Bei­

spiel für abgeschlossene Projekte:  

o 	Gebührensenkung um 30 % für EMAS-Betriebe in immissionsschutzrechtli­

chen Verfahren seit 2001 (Bayerische Staatsregierung; Nr. 185). Fortführung 

über 2005 hinaus bis 2010. 

9) Regionalisierung 

Von sieben Projekten sind vier Projekte umgesetzt. Drei Projekte befinden sich in der 

Umsetzung. Beispiele für abgeschlossene Projekte: 

o 	In allen Regierungsbezirken gibt es inzwischen „Regionale Arbeitsgruppen 

Umweltpakt Bayern “ zur Durchführung von Veranstaltungen zum Umwelt­

pakt Bayern, Umweltmanagementsystemen u.a.m. (Bayerische Staatsregie­

rung; Nr. 192) sowie zum Infoformations-Austausch zwischen Wirtschaft, 

staatlicher Verwaltung und Kommunen (Bayerische Staatsregierung; Nr. 

196). 

o 	Finanzielle Förderung von lokalen Agenda 21-Aktivitäten (Bayerische 

Staatsregierung; Nr. 194). Fortführung auch über 2005 hinaus. 
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10)Internationale Kontakte: Export von Umwelttechnologie 

Von 20 Projekten sind 18 Projekte umgesetzt. Ein Projekt befindet sich in der Umset­

zung und ein Projekt hat sich als nicht umsetzbar erwiesen. Beispiele für abge­

schlossene Projekte: 

o 	Errichtung „Kontaktbüro Ausland“ beim Außenwirtschaftszentrum der Indust­

rie- und Handelskammern (2001 bis 2004: über 600 Firmenberatungen). 

Fortführung der Tätigkeit über Programm der Industrie- und Handelskam­

mern „Fit für Auslandsmärkte – Go International“ (Bayerische Staatsregie­

rung; Nr. 200). 

o 	Stärkung der Intensivierung der internationalen Kooperation in der Umwelt­

forschung durch 

regelmäßige Kontakte des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt, Ge­

sundheit und Verbraucherschutz mit dem Tschechischen Umweltministerium 

in der „Deutsch-Tschechischen Arbeitsgruppe Luftreinhaltung“ (Bayerische 

Staatsregierung; Nr. 208). 

11)Kooperationsmodelle 

Von sechs Projekten sind vier Projekte umgesetzt. Zwei Projekte befinden sich in der 

Umsetzung. Beispiele für abgeschlossene Projekte: 

o 	Fortführung des Bayerischen Altlastenkreditprogramms ab 2004 (ausgestat­

tet mit Darlehensvolumen von über 15 Mio. €) als Teil des Bayerischen Um­

weltkreditprogramms (Bayerische Staatsregierung; Nr. 218). 
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II. Bilanz der 223 Projekte  

1. Klima und Erdatmosphäre
1 Fortschritte bei der CO2-Minderung durch 
Information, Beratung und CO2-sparende 
Produkte 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

"Bayerische Klimadialog Wirtschaft – 
Staat" als Plattform für klimarelevante 
Maßnahmen und Projekte eingerichtet; 
seit September 2002 steht CD-ROM mit 
freiwilligem betriebsinternen CO2-
Monitoring-System allen interessierten 
Unternehmen kostenlos zur Verfügung. 
Fortsetzung der Aktivitäten: Unterstüt­
zung zu weiteren CO2-Reduktionen in 
bayerischen Betrieben sowie Informati­
onen zum Emissionshandel und weitere 
flexible Instrumente nach Kyoto 
(JI/CDM-Projekte). 

5 

Klimaschutzverpflichtungen
2 Intensive Fortführung branchenübergreifen­
der Konzepte zum Energiesparen und Ver­
ringerung der CO2-Emissionen; Senkung des 
spezifischen Heizölverbrauchs 1990 – 2005 
um 25% 
(Mineralölwirtschaftsverband e.V., 
Gesamtverband des Deutschen Brennstoff- 
und Mineralölhandels e.V.,
Institut für wirtschaftliche Ölheizung) 

1999 gestartete "Modernisierungsoffen­
sive" wird fortgesetzt. Spezifischer Heiz­
ölverbrauch sank in Deutschland von 23 
Liter/m3 (1990) um 11,7 % auf 20,3 l/m3 

(2000). Das Ziel, den spezifischen 
Heizölverbrauch bis 2005 um 25 % zu 
senken, ist nicht erreichbar. 
Neue Zielsetzung: Verbesserung des 
durchschnittlichen Jahresnutzungsgra­
des der Ölheizungen von 68% im Basis­
jahr 1990 bis 84-88 % im Jahr 2005 und 
86-88 % im Jahr 2012. Bis 2003 konnte 
eine Verbesserung des durchschnittli­
chen Jahresnutzungsgrades der Ölhei­
zungen auf 83 % erreicht werden.  

☺ 

3 Senkung des spezifischen Energieeinsatzes 
um 20 % und des spezifischen CO2-
Ausstoßes um 22 % auf der Basis von 1990 
Übernahme weitergehender Zusagen im 
Rahmen der BDI-Klimaerklärung 
(Bayerische Papierindustrie) 

In Deutschland wurde der spezifische 
Energieeinsatz um 20,6 % und spezifi­
scher CO2 – Ausstoß um 27,6 % ge­
senkt. Dies wurde durch eine Vielzahl 
von technischen Optimierungsmaßnah­
men an den Anlagen der Zellstoff- und 
Papierindustrie sowie durch Schließun­
gen veralteter Standorte erreicht. Einen 
großen Anteil an dem Ergebnis hatten 
ebenfalls 
• die Umstellung des Brennstoffein­

satzes von kohlenstoffreichen auf 
kohlenstoffarme Energieträger 

• der Einsatz von Brennstoffen, die 
kein fossiles CO2 freisetzen 

• der verstärkte Einsatz von Altpapier 

5 
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sowie die  
• die deutliche Verringerung des E­

nergieeinsatzes in der Zellstoff- und 
Papierindustrie in den neuen Bun­
desländern. 

Damit wurde das bis zum Jahr 2005 
gesteckte Ziel bereits im Jahr 1999 er­
reicht. Eine weitere Verbesserung der 
Klimaschutzerklärung bei gleichzeitiger 
Anpassung an die im Kyoto-Protokoll 
vereinbarten Zeiträume erfolgte bereits 
im Herbst 2000. Hierbei  
wurden von der deutschen Zellstoff- und 
Papierindustrie eine Verminderung der 
spezifischen CO2 -Emissionen von 35 % 
bis 2012 zugesagt. 
Die für Deutschland erhobenen Zahlen 
sind anteilig auch auf Bayern übertrag­
bar. 
In der deutschen Papierindustrie wurde 
im Zeitraum 1990 bis 2004 der spezifi­
sche Energieeinsatz um 
29,3 % auf 11,24 GJ/t gesenkt und der 
spezifische CO2-Ausstoß um 36,6 % auf 
0,72t CO2/t Papier. Die bayerische Pa­
pierindustrie spielt mit einem Anteil von 
rund 20% an der Gesamtproduktion der 
bundesdeutschen Papierindustrie eine 
wesentliche Rolle bei der Umsetzung 
der Umweltziele. 

4 Reduzierung der CO2-Emission pro erzeug­
ter Tonne Kalkprodukte einschließlich des 
zur Erzeugung verbrauchten Stroms um bis 
zu 15 % 
(Bayerische. Kalkindustrie) 

In Deutschland erfolgte eine Reduzie­
rung der spezifischen CO2 –Emissionen 
pro Tonne Kalkprodukte um 14,6 % 
(2002 zu 1990). Die für Deutschland 
erhobenen Zahlen sind in der Tendenz 
auch auf Bayern übertragbar. 

5 

5 Einhaltung der Vorgaben der Klimaschutz­
erklärung der Deutschen Gaswirtschaft 1999 
– 2005 
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Klimaschutzerklärung der Gaswirtschaft 
an Ziele des Kyoto-Protokolls ange­
passt. Bis 2012 sollen Emissionen kli­
marelevanter Gase um 45 Mio. t CO2-
Äquivalente pro Jahr Verringert werden. 
Im Jahr 2001 konnten diese Emissionen 
bei der Nutzung von Erdgas in den pri­
vaten Haushalten, im Gewerbe und im 
Verkehr sowie durch Modernisierung 
von Erdgasleitungen in Deutschland 
gegenüber 1990 um rund 34,4 Mio. t 
CO2-Äquivalente pro Jahr verringert 
werden. 

☺ 
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Umsetzung von Kyoto-Instrumenten 
6 Nutzung flexibler Instrumente zur weiteren 
CO2-Reduzierung gemäß der dritten Ver­
tragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkon­
vention 1997 in Kyoto; Sammlung von Erfah­
rungen mit neuen emissionsorientierten und 
projektbezogenen Instrumenten und Entwick­
lung einer eigenständigen Position Bayerns 
zu deren Anwendungsmöglichkeiten. Erarbei­
tung eines geeigneten institutionellen Rah­
mens zur Gewährleistung eines Systems 
entsprechen den Kyoto-Mechanismen; Mit­
gestaltung des auf EU-Ebene eingeleiteten 
Entwicklungsprozesses; Durchführung eines 
praxisnahen Planspiels zum Handel mit E­
missionszertifikaten; Anstoß von projektbe­
zogenen Maßnahmen: Anlehnung an Joint 
Implementation sowie Anlehnung an Clean 
Development Mechanismen 
Hinwirkung auf Geltendmachung von Reduk­
tionen im Rahmen von Projekten bei künfti­
gen Maßnahmen des Bundes; Einrichtung 
einer Koordinierungsstelle „Kyoto-
Mechanismen“ 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Anfang 2001 haben die Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft und das Bayeri­
sche Umweltministerium eine Initiative 
zur Ermittlung einer gemeinsamen kli­
mapolitischen Strategie von Wirtschaft 
und Staat ergriffen. Hieraus entstand im 
November 2001 unter dem Dach der 
vbw der „Klimadialog Bayern“ als Platt­
form für klimarelevante Projekte und 
Aktivitäten. Da sich der Klimadialog 
nicht nur mit den Kyoto-Mechanismen 
befassen soll, wurde eine „Koordinie­
rungsstelle Klimadialog“ unter Leitung 
der vbw eingerichtet. 

Zu den ersten Maßnahmen im Rahmen 
des Klimadialogs gehörte die Entwick­
lung eines freiwilligen betriebsinternen 
CO2-Monitoring-Systems, das seit Sep­
tember 2002 auf CD-Rom interessierten 
Unternehmen zur kostenlosen Imple­
mentierung im Betrieb zur Verfügung 
steht. Den Unternehmen wird damit die 
eigenhändige Erfassung und Bewertung 
ihrer klimarelevanten betrieblichen Pro­
zesse ermöglicht. Das System ist kom­
patibel mit den Anforderungen an ein 
Inventar, wie es Grundlage für ein E­
missionshandelssystem ist und damit 
auch geeignet als erste Vorbereitung für 
bayerische Unternehmen auf ein Zertifi­
katehandel in der EU. 

Das System und der Klimadialog Bayern 
wurden am 14.11.2002 in der Bayeri­
schen Vertretung in Brüssel auf EU-
Ebene vorgestellt. Zudem erfolgt eine 
Verbreitung des Systems auf Bundes­
ebene. 

Die weiteren Maßnahmen im Rahmen 
des Klimadialogs, die sich z.T. bereits 
im Planungs- und Ausführungsstadium 
befinden, befassen sich mit weiterge­
henden Vorbereitungen auf den Emissi­
onshandel sowie mit sowie flexiblen In­
strumenten nach Kyoto (JI/CDM-
Projekte). 

☺ 
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Verminderung der Emission von Ozon-Vorläufersubstanzen
7 Unterstützung der Markteinführung von 
erdgasbetriebenen Fahrzeugen und lokale 
Verstärkung und Umsetzung der bundeswei­
ten Kooperation 
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Neben den lokalen Förderprogrammen 
einzelner Gasversorger gibt es die Akti­
on "Bayern gibt Gas!" der Bayerngas in 
Zusammenarbeit mit dem ADAC-
Südbayern. Das Ziel, die Öffentlichkeit 
über die Vorteile von Erdgas als Kraft­
stoff zu informieren, ist durch eine Viel­
zahl von Messebeteiligungen und Ver­
anstaltungen im Jahr 2002 erreicht wor­
den. 

5 

8 Erweiterung des Angebots schwefelarmen 
Benzins ab 01.11.2001 flächendeckend für 
alle Kraftstoffarten 
(Bayerische Mineralölwirtschaft) 

Seit 01.11.2001 (Zeitpunkt der Erhö­
hung der Mineralölsteuer für schwefel­
reiche Ware) flächendeckend schwefel­
arme Kraftstoffe. Seit 01.01.2003 flä­
chendeckend ausschließlich schwefel­
freie Ware. 

5 

9 Angebot von Fahrzeugen der D4/EURO IV-
Norm nach flächendeckenden Angeboten 
entsprechender Kraftstoffarten 
(Bayerische Kfz-Hersteller) 

AUDI AG: 
Bereits in allen Modellreihen weitgehend 
Fahrzeuge der D4/EU IV-Norm zugelas­
sen. Dieser Trend setzt sich weiter fort. 
MAN Nutzfahrzeuge AG: 
An der Entwicklung entsprechender Mo­
torentypen wird mit Nachdruck gearbei­
tet. 

☺ 

10 Einbeziehen des Aspekts "Ozonminderung 
bzw. Minimierung der VOC-Emissionen" in 
betriebliche Managementsysteme; Entwick­
lung von Systemen zur Verminderung der 
Ozonvorläufersubstanzen bei der Herstellung 
und Verwendung von Lösemitteln 
(Verband der chemischen Industrie, Landes­
verband Bayern) 

Im Rahmen des "Responsible Care"-
Monitorings Rückgänge bei VOC-
Emissionen bei vielen betroffenen Fir­
men. Beispielhaft wurden in einem Un­
ternehmen als Maßnahmen zur VOC-
Emissionsminderung durchgeführt: 
• Erweiterung der zentralen Abluftrei­

nigungsanlage um einen 4. Aktivkoh­
leadsorber und Anschluss eines wei­
teren Produktionsgebäudes 

• Betrieb der zentralen Abluftreini­
gungsanlage mit Reingaswerten, die 
um bis zu 50 % unter den der TA 
Luft vorgegebenen Grenzwerten lie­
gen 

• In mehreren Produktionsverfahren 
wurde der chlorierte Kohlenwasser­
stoff Dichlormethan durch Verfah­
rensumstellung ersetzt. Dadurch 
konnten die Emissionen dieses Ozon 
schädigenden Einsatzstoffes signifi­
kant reduziert werden. 

In der Lackindustrie wurden die Kunden 
verstärkt über VOC-
Minderungsmaßnahmen informiert. 

5 



- 20 -


Empfehlung an die Mitgliedsfirmen, die 
Minderung der VOC-Emissionen im be­
trieblichen Umweltmanagementsystem 
als Ziel zu berücksichtigen.

11 Intensivierung der Anwenderberatung zu­
gunsten lösemittelarmer Lacke unter Berück­
sichtigung der Ozonproblematik 
(Bayerische Lackhersteller) 

Das Bayerische Landesamt für Umwelt­
schutz (LfU) bietet Informationen zur 
Lösemittelverordnung (31. BImSchV) im 
Internet an und hat einen Leitfaden für 
die Erstellung von Reduzierungsplänen 
erstellt. Das LfU hat am 18.01.2005, 
21.06.2005 und 25.10.2005 Fortbil­
dungsveranstaltungen zur Reduzierung 
von Lösemittelemissionen durchgeführt. 
Der Landesinnungsverband des Bayeri­
schen Maler- und Lackiererhandwerks 
hat seine Mitglieder aufgefordert, bis 
01.11.2005 nur noch Wasserbasislacke 
einzusetzen und gegenüber den Kreis­
verwaltungsbehörden eine entspre­
chende Erklärung abzugeben.  

; 

12 Beteiligung an der Erarbeitung und Vertei­
lung von Informationen zur weiteren Absen­
kung der leichtflüchtigen Kohlenwasserstoff-
Emissionen im gewerblichen Anwendungsbe­
reich 
(Industrie- und Handelskammertag, Bayeri­
scher Handwerkstag) 

BIHK war an der Erarbeitung des 
StMLU-Merkblatts zur Umsetzung der 
VOC-Verordnung beteiligt. Die IHKs 
informieren über Vorschriften, Seminar­
angebote und branchenspezifische 
Konzepte im Rahmen ihrer Publikatio­
nen. 

; 

13 Information der Behörden über die Be­
schaffung von Geräten und Fahrzeugen un­
ter dem Gesichtspunkt der Ozonminderung 
(Bayerische Staatsregierung) 

Der Leitfaden „Umweltschutz in Behör­
den" berücksichtigt diesen Aspekt. Der 
Leitfaden ist im Juli 2005 veröffentlicht 
worden. 

; 

14 Intensivierung der Information der Bevölke­
rung über Möglichkeiten, im Sommer durch 
eigenes Verhalten zur Vermeidung unnötiger 
Emissionen beizutragen 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Bevölkerung wird aktuell über die 
Ozonsituation und über das Verhalten 
bei erhöhter Ozonkonzentration über 
das Video-Textsystem des Bayerischen 
Fernsehens sowie über das Internet 
unterrichtet. In den Sommermonaten 
Mai bis September werden die Ozon­
werte von 12:00 Uhr bis 21:00 Uhr 
stündlich, in der übrigen Zeit alle drei 
Stunden aktualisiert. 
Bei erhöhten Konzentrationen über 180 
µg/m3 werden die Presse, der Rundfunk 
und das Fernsehen unterrichtet und 
Empfehlungen herausgegeben. 

; 
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2. Ressourcen 
Energie

15 Prüfung von Bedarf und Möglichkeiten 
einer Förderung der Anbahnung von 
Contracting-Maßnahmen mit dem Ziel der 
Energieeinsparung im betrieblichen Gebäu­
debestand, Erweiterung des Informations­
angebots zu Contracting-Maßnahmen in der 
gewerblichen Wirtschaft 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Arbeitsgruppe "Contracting" des Ar­
beitsausschusses "Umweltpakt Bayern" 
hat im Jahr 2002 die Projektziele, Eck­
punkte und Umsetzungsschritte für ein 
Förderprogramm zur Anbahnung von 
Contracting-Maßnahmen vereinbart. Mit 
der Durchführung und Gesamtkoordinati­
on des Projekts soll eine wissenschaftlich 
ausgerichtete Stelle beauftragt werden.  

; 

16 Gründung einer permanenten gemeinsa­
men Arbeitsgruppe für grundsätzliche Fra­
gen und konkrete Projekte zur Kraft-Wärme-
Kopplung 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Es wurde eine Arbeitsgruppe gegründet 
und vereinbart, dass der Schwerpunkt der 
Arbeit auf die Ermittlung von Möglichkei­
ten zum Abbau von Hemmnissen in der 
Praxis gelegt werden soll. 

5 

17 Weitere Nutzung der Potentiale der Kraft-
Wärme-Kopplung, wenn ökologisch vorteil­
haft und wirtschaftlich vertretbar 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft, bayeri­
sche chemische Industrie) 

Die Möglichkeiten der Kraft-Wärme-
Kopplung wurden im Bereich der chemi­
schem Industrie weiter ausgebaut. Bei­
spiele: Erweiterung eines BHKW durch 
ein Erdgas-betriebenes Modul, Ersatz 
von Kohle durch Erdgas, Optimierung der 
Abwärmenutzung. Umrüstung eines 
Heizkraftwerks in eine moderne GuD-
Anlage, Senkung des Energieverbrauchs 
um 8,5 % durch Optimierung der Abwär­
menutzung bei einem großen Betrieb; 
Im Bereich der Elektrizitätswirtschaft: 
Teilnahme der Elektrizitätswirtschaft an 
der Arbeitsgruppe "Kraft-Wärme-
Koppelung" beim StMWVT als Diskussi­
onsforum zur Verbesserung der Rah­
menbedingungen beim Einsatz der Kraft-
Wärme-Koppelung; 
Die bayerische Elektrizitätswirtschaft 
nimmt den von privaten, gewerblichen 
und industriellen Einspeisern erzeugten 
KWK-Strom in das öffentliche Netz auf 
und veräußert diesen an die Letzt­
verbraucher; 
Verschiedene Energieversorgungsunter­
nehmen errichten und Modernisieren ei­
gene KWK-Anlagen. Das Investitionsvo­
lumen in den Jahren 2003 bis 2005 be­
trägt mehr als 400 Millionen €. Größere 
Anlagen wurden von folgenden Unter­
nehmen errichtet: 
Stadtwerke München, N-ERGIE, Stadt­

; 
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werke Würzburg, Stadtwerke Augsburg, 
Stadtwerke Erlangen, E.ON Kraftwerke, 
Stadtwerke Rosenheim. 

18 Förderung des Ausbaus von Erdgas -
Blockheizkraftwerken, erdgasbetriebener 
Turbinen und Wärmepumpen sowie des 
Erdgaseinsatzes in Gas- und Dampfturbi­
nen-Kraftwerken durch Öffentlichkeitsarbeit, 
intensive Kundenberatung, Planungshilfen 
und u.U. Finanzierungshilfen oder Contrac­
ting-Modellen 
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Die Arbeitsgemeinschaft für sparsamen 
und umweltfreundlichen Energie­
verbrauch e.V. (ASUE) hat eine gezielte 
Reihe von Informations- und Planungshil­
fen aktuell erstellt, um Gaswärmepum­
pen, Mikro-KWK, BHKW und Gasturbinen 
zu planen, genehmigen und zu betreiben. 
Des weiteren gibt es Informationen zu 
Finanzierungsmöglichkeiten, Facility Ma­
nagmeent der Gaswirtschaft, Nahwärme­
konzepten und funktionierenden Contrac­
ting-Modellen. 

☺ 

19 Verstärkter Einsatz von Kraft-Wärme-
Kopplung bei wirtschaftlicher Vertretbarkeit 
(Bayerische Papierindustrie) 

Inbetriebnahme von KWK-Kapazitäten 
mit 
ca. 120 Mio. kWH (el) jährlich, davon ca. 
20% ins öffentliche Netz eingespeist. In­
stallierte Leistung elektrisch 19,4 MW, 
thermische Leistung 51 MW. 

; 

20 Kostenlose Abgabe von nicht selbst nutz­
barer Abwärme an Dritte ab Kraftwerkszaun 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft) 

Angebot besteht, wird derzeit aber nicht 
in Anspruch genommen 

. 

21 Verstärkte Beteiligung an dezentralem 
Bau, Betrieb und Finanzierung von Block­
heizkraftwerken im Rahmen von Wärme-
Service-Contracting auch beim Verbraucher 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft) 

Verschiedene Energieversorgungsunter­
nehmen bieten Contracting-Modelle für 
dezentrale Energieerzeugungseinheiten 
an; VBEW fördert die Durchführung von 
Contractingprojekten durch das Angebot 
von entsprechenden Infotagen für seine 
Mitgliedsunternehmen. 

; 

22 Verpflichtung zum Angebot von Beratung 
und Erstellung von Finanzierungsmodellen 
für Haushalts-, Klein- und Gewerbekunden 
sowie von Energiemanagementkonzepten 
für die Industrie 
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Durch die Aktion "move" des Initiativkrei­
ses "Erdgas & Umwelt" werden potentiel­
le Heizungserneuerer angesprochen und 
bei der Erneuerung ihrer alten Heizung 
unterstützt und begleitet. Das Klimabo­
nusprogramm der Erdgas Schwaben 
GmbH unterstützt durch Prämien die vor­
zeitige Auswechselung alter Ölkessel ge­
gen moderne Gas-Brennwertheizgeräte 
zum Zwecke der zusätzlichen CO2-
Einsparung. 

5 

23 Durchführung von Pilotprojekten zum E­
nergiespar-Contracting  
(Bayerische Staatsregierung) 

In einem Pilotvorhaben wurde bei 21 
bayerischen Unternehmen derzeit ge­
prüft, ob mit dem Instrument des Ener­
gieeinspar-Contracting die Bereitschaft 
zur Durchführung von Energieeinspar­
maßnahmen bei Wirtschaftsunternehmen 
erhöht wird und ggfs., ob ein staatliches 
Förderprogramm hierfür hilfreich und er­

5 
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forderlich ist. 
24 Unterstützung von Arbeitsgruppen der 
Lokalen Agenda 21 beim Thema Energie, 
Erarbeitung einer Broschüre für sparsamen 
und rationellen Energieeinsatz 
(Bayerische Elektrizitäts- und Gaswirtschaft, 
Deutsche Gesellschaft für Holzforschung 
e.V., BAYERNOIL Raffineriegesellschaft 
mbH) 

Broschüre "Lokale Agenda 21" der Ar­
beitsgemeinschaft für sparsamen und 
umweltfreundlichen Energieverbrauch 
e.V. erstellt; bisher 8500 Exemplare ver­
teilt. 

5 

25: Unterstützung des Ziels zur Erhöhung 
des Anteils von regenerativen Energien am 
Primärenergieverbrauch, Entwicklung kun­
denattraktiver Markenangebote mit zertifi­
ziertem Ökostrom 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft) 

Aufnahme von privat und gewerblich er­
zeugtem Strom aus erneuerbaren Ener­
gien in das öffentliche Netz und Veräuße­
rung an die Verbraucher im Rahmen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Fast 
alle bayerischen Stromversorger haben 
mittlerweile "Öko-Strom" im Angebot. 
Zum Teil wird ein Beitrag aus diesen Er­
lösen für die Errichtung von Anlagen zur 
Stromerzeugung aus regenerativen Quel­
len verwendet. 

; 

26 Unterstützung des Einsatzes von Wärme­
pumpen durch günstige Strompreise 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft) 

Günstige Konditionen für "Wärmestrom" 
im Rahmen von Sonderabkommen, In­
vestitionszuschüsse von Stromversorgern 
für Wärmepumpen. 

; 

27 Unterstützung von Planung, Finanzie­
rung, Bau und Betrieb von energiesparen­
den Wärmeerzeugungsanlagen in Kombina­
tion mit regenerativer Wärme- und Abwär­
menutzung und Aufbau von Nahwärmenet­
zen 
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Informations- und Planungsschriften der 
Information Erdgas, z.B. Erdgas & Solar 
und der ASUE wie z.B. "Bio-Logisch – 
Klär und Deponiegas mit Erdgas sicher 
nutzen" oder "Erdgas plus erneuerbare 
Energien – Sonne, Umweltwärme, Bio­
masse" unterstützen die Anwender. Die 
Gewerbe- und Industrieberater der GVU 
unterstützen die interessierten Kunden. 
Biomasse-HKW mit Nahwärmenetzen 
werden von der Bayerischen GVU betrie­
ben oder unterstützt wie z.B. das Bio­
masse-HKW in Seeshaupt der Erdgas 
Südbayern GmbH. 

5 

28 Erhaltung bzw. Wiederherstellung der 
Wirtschaftlichkeit von Wasserkraftwerken 
für die emissionsfreie Stromerzeugung aus 
Wasserkraft 
(Bayerische Stromwirtschaft) 

Fortlaufende Investitionen in Erhaltung, 
Wiederherstellung, Neubau von Wasser­
kraftwerken; Beispiel: Errichtung einer 
zentralen Kraftwerkswarte für 32 Anlagen 
(Erhöhung der Wirtschaftlichkeit) 

; 

29 Gründung eines Gesprächskreises zu 
grundsätzlichen Fragen der Wasserkraft­
nutzung 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Gesprächskreis seit 29.03.01 sechs mal 
getagt, wird künftig nur noch bei aktuelle 
Themen zusammenkommen 

5 

30 Angebot von Solarthermie- und Photovol­
taikanlagen; Angebot von Contracting-

Vielfältige Angebote für Eigentums- und 
Contracting-Modelle für die Errichtung 

5 
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Modellen zum Bau, Betrieb und Finanzie­
rung von Solar-Anlagen für die Kunden der 
bayerischen Stromwirtschaft. 
(Bayerische Stromwirtschaft) 

von Photovoltaikanlagen; große Projekte 
zu Paketpreisen und kleine Anlagen zu 
Festpreisen. Projekt "SonnenDach Messe 
München" größte PV-Aufdachanlage der 
Welt 

31 Erhöhung der im staatlichen Gebäudebe­
stand installierten Kollektorflächen solar­
thermischer Anlagen zur Wärmeversorgung 
von 3.500 m² auf 5.000 m² 
(Bayerische Staatsregierung) 

Schon Mitte 2001 waren ca. 4.500 m2 

Kollektorfläche in Betrieb und weitere 
3.800 m2 in Planung 

5 

32 Fortführung der gemeinsamen Eta-
Initiative der deutschen Stromwirtschaft zur 
Förderung von rationeller Energienutzung  
(Verband der bayerischen Stromwirtschaft) 

Eta-Initiative wird weitergeführt; darüber 
hinaus Beteiligung an der Initiative Ener­
gieEffizienz der Deutschen Energie Agen­
tur (DENA). 

; 

33 Mustervorlesung an den bayerischen 
Hochschulen über die Bedingungen eines 
ökologisch sinnvollen und wirtschaftlichen 
Einsatzes der Kraft-Wärme-Kopplung 
(Verband der Bayerischen Elektrizitätswer­
ke e.V.) 

Mustervorlesung zum Einsatz der Kraft-
Wärme-Kopplung in Planungsphase; 
Verschiedene Informationstage zum 
Thema Kraft-Wärme-Kopplung durchge­
führt. 

; 

34 Besonderer Hinweis auf die Bedeutung 
und Möglichkeiten der Energieeinsparung 
und Verteilung objektiven Informationsmate­
rials 
(Bayerisches Kaminkehrerhandwerk) 

Umfangreiches Informationsmaterial er­
stellt; Verteilung durch die jeweiligen Be­
zirksschornsteinfeger und aktive Anspra­
che der Kunden 

5 

35 Durchführung von regelmäßigen Veran­
staltungen zum energiesparenden Bauen 
(Bayerische Architektenkammer– Akademie 
für Fort- und Weiterbildung) 

Veranstaltungen werden regelmäßig an­
geboten, u.a. zur Energiesparverordnung. 
Für 2003 ist Fortführung geplant u.a. zu 
den Themen: Planen und Bauen im Be­
stand, Solararchitektur, das neue UVP-
Gesetz, die naturschutzrechtliche Ein­
griffsregelung. 

5 

36 Bereitstellung von Informationsschriften 
über Energieeinsparmöglichkeiten im Holz­
bau mit dem Ziel der Steigerung des Anteils 
von regenerativen Energien in Bayern 
(Deutsche Gesellschaft für Holzforschung 
e.V.) 

Informationsschriften wurden an 120.000 
Adressaten versandt u.a. zu Holzbau und 
Energiesparverordnung, Modernisierung 
von Altbauten, Rohstoff der Zukunft, 
Holzhäuser. In Kürze sind Informationen 
zu Passivhäuser sowie zu innovativer 
Haustechnik geplant. 

5 

37 Aktionsprogramm zur Information der Un­
ternehmen über Energieeinsparung und 
verstärkten Einsatz regenerativer Energie­
träger 
(Industrie- und Handelskammertag) 

Zahlreiche Aktionsprogramme mit vielfäl­
tigen Veranstaltungen in den IHK-
Bezirken München, Coburg, Schwaben 
und Niederbayern 

; 

38 Entwicklung und flächendeckende Einfüh­
rung eines Qualifizierungskonzepts "Ener­
giemanager/IHK" in Unternehmen zur Etab­
lierung von Experten mit umfassender E­
nergiekompetenz 
(Industrie- und Handelskammertag) 

Von der IHK Nürnberg entwickeltes Kon­
zept derzeit in den IHK-Bezirken Mün­
chen, Augsburg und Nürnberg eingeführt 
und in weiteren IHK-Bezirken für 2003 
geplant 

; 
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39 Erstellung von Energie-Leitfäden für die 
Wirtschaft; Bezuschussung im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitteln der Vorunter­
suchungen 
(Bayerische Staatsregierung, Industrie- und 
Handelskammertag, Bayerischer Hand­
werkstag) 

Herausgabe der Energie-Leitfäden wird 
fortgesetzt; Branchenspezifische Reihe 
von Leitfäden wird verstärkt ausgebaut, 
dabei soll noch mehr Gewicht auf kleine 
Betriebe bzw. einzelne Gewerke gelegt 
werden. 

5 

40 Fortsetzung von Energieberatung über 
rationelle Energienutzung und verstärkter 
Einsatz von intelligenten Energiesparsyste­
men im Gebäudebereich. 
(Bayerische Elektrizitätswirtschaft) 

Energieberatungstätigkeit zur rationellen 
Energienutzung wird fortgesetzt; Schwer­
punkte sind der Einsatz der strombetrie­
benen Wärmepumpe und Wärmerückge­
winnung; Tipps durch persönliche Bera­
tungsgespräche, Veranstaltungen und im 
Rahmen von Internetauftritten 

; 

41 Durchführung von Veranstaltungen zur 
Verbreitung der Niedrigenergiehausstan­
dards bis zum Passivhausstandard 
(Deutsche Gesellschaft für Holzforschung 
e.V.) 

Zwei Workshops zur Energieeinsparver­
ordnung und ihre Anwendung im Holzbau 
mit CD-ROM und Tagungsband 

5 

42 Offensive zur Modernisierung technisch 
veralteter Heizungsanlagen durch Bereit­
stellung von Informationsblättern und Wer­
bung für eine Modernisierungsinitiative in 
Printmedien und Rundfunk; Durchführung 
von Schulungs- und Vortragsveranstaltun­
gen für Heizungsbauer und Heizölhändler 
mit dem Ziel, durch Vor-Ort-Beratung der 
Verbraucher Heizöl EL als Heizmedium 
möglichst sparsam einzusetzen
(Institut für wirtschaftliche Ölheizung, Ver­
bände der deutschen Mineralölwirtschaft) 

Bislang sind rund 1.350.000 Gutscheine 
für die kostenfreie Vor-Ort-Beratung 
durch Heizungsfachleute in den Markt 
gebracht worden. Aus den beim Institut
für wirtschaftliche Ölheizung (IWO) er­
fassten Rückläufern lassen sich bis heute 
ca. 50.000 durchgeführte Modernisie­
rungsberatungen nachweisen, die in 
30.000 Fällen zum Einbau einer neuen 
Ölheizung führten. 
Vor dem Hintergrund der 1. BimSchV
(Ende der Übergangsfristen für Abgasver­
lustgrenzwerte bei Heizungen: 
31.10.2004) hat IWO die Verbraucheran­
sprache intensiviert (Tageszeitung; 
Funkwerbung; Internet und Telefon-
Hotline). Allein hierüber konnten mehr als 
15.000 Altanlagenbetreiber erreicht wer­
den. 
Die IWO Medienaufwendungen für natio­
nale Werbung (Endverbraucher sowie für 
Fachzielgruppen zwischen 2002 und 
2005 (1. HJ.) belaufen sich auf rd. 7,5 
Mio. € 
IWO fördert zudem regionale/lokale Mar­
keting-aktivitäten von SHK-Handwerk und 
Mineralölhandel jährlich mit bis zu vier 
Mio. €. 
Insgesamt 1.500 Infoveranstaltungen wie 
Messen, Info-Abende, Energieberatungs­
aktionen (gesamt: 4.500 Beratungstage) 

5 
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sind auf regionaler/lokaler Ebene erfolg­
reich durchgeführt worden. Dabei wurden 
45.000 Endverbraucher gezielt zu den 
Effekten der Heizungsmodernisierung 
beraten. 
IWO hat umfangreiches Infomaterial 
(Broschüre, Flyer) zu allen relevanten
Themen rund um das Heizen mit Öl für 
Fachzielgruppen wie für Bauherren und 
Modernisierer entwickelt und stellt diese 
kostenfrei zur Verfügung. 
In rund 290 Fachveranstaltun­
gen/Schulungen wurden in den Jahren 
2003-2005 (1.HJ) insgesamt ca. 6.000 
Heizungsbauer und Schornsteinfeger, 
Architekten/Planer sowie Mineralölhänd­
ler gezielt informiert bzw. geschult.

43 Förderung zahlreicher Projekte mit dem 
Ziel, die Entwicklung neuer energietechno­
logischer Systeme zu unterstützen  
(Bayerische Stromwirtschaft) 

Installation der größten Photovoltaikanla­
ge Deutschlands mit CIS-
Dünnschichtmodulen durch die Stadtwer­
ke München auf dem Dach des Gewer­
behofes der Münchner Stadterneuerungs-
GmbH (Nennleistung: 30 KWp ) und Un­
terstützung der Brennstoffzellentechnolo­
gie u.a. durch E.ON Bayern (vgl. Nr. 44) 

; 

44 Unterstützung der Weiterentwicklung der 
Brennstoffzelle und Prüfung einer Beteili­
gung an entsprechenden Projekten 
(Bayerische Stromwirtschaft) 

Intensive Beschäftigung mit der Marktein­
führung der Brennstoffzelle. Beteiligung 
an Studiengesellschaft, die ein Brenn­
stoffzellen-Blockheizkraftwerk betreibt; 
Praxistest von E.ON Bayern in Rottach-
Egern. 

; 

45 Untersuchungen zum Einsatz von Was­
serstoff; Prüfung verschiedener Projekte für 
die Förderung der Wasserstofftechnologie 
(Wasserstoffinitiative Bayern – WIBA) 

Eine Reihe von Projekten für mobile 
Einsatzzwecke bearbeitet; es bedarf noch 
erheblicher Anstrengungen, um groß­
technischen Einsatz der Brennstoffzellen-
Technik zu realisieren 

; 

46 Unterstützung des Ziels der Staatsregie­
rung, den Anteil der Biomasse durch den 
Einsatz biogener Festbrennstoffe und 
Treibstoffe am Primärenergieverbrauch auf 
5 % zu erhöhen 
(Bayerische Industrie- und Handelskam­
mern, Bayerischer Handwerkstag, Vereini­
gung der Bayerischen Wirtschaft, Verband 
der Bayerischen Gas- und Wasserwirtschaft 
e.V., Verband der Bayerischen Elektrizi­
tätswirtschaft e.V., Verband der bayerischen 
Säge- und Holzindustrie e.V., Verband 
Deutscher Biomasseheizwerke e.V., Baye­
rischer Bauernverband) 

Zahlreiche Aktionen und Projekte der be­
teiligten Institutionen und Wirtschaftsbe­
reiche (Informationsveranstaltungen, 
Messebeteiligungen, Planung und Betrieb 
von eigenen Projekten oder Kooperatio­
nen); Beispiele: Planung von Biomasse­
heizkraftwerk, z.B. in Anglberg/Zolling mit 
20 MWel , 30 MW Fernwärmeleistung, 
Werbung in IHK-Zeitungen. 

; 
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47 Unterstützung erneuerbarer Energien 
durch Umsetzung von Projekten mit kombi­
niertem Einsatz von regenerativen Energien 
und Erdgas und mit Einsatz von Erdgasspit­
zenheizkesseln in Biomasse­
heiz(kraft)werken, bei denen ein Erdgasan­
schluss zu wirtschaftlich vertretbaren Kos­
ten erstellt werden kann  
(Bayerische Gaswirtschaft) 

Aufbau von Biogasanlagen, Biomasse­
heizkraftwerke mit Erdgasanschluss 
(Biomasse-HWK Pfaffenhofen); For­
schungsbetrieb für Biogasanlagen zur 
Güllehygienisierung. 

5 

48 Unterstützung der Nutzung erneuerbarer 
Energien und Einsatz für die Errichtung von 
Biogasanlagen zur Erzeugung von elektri­
scher und thermischer Energie bei Mit­
gliedsunternehmen 
(Genossenschaftsverband Bayern e.V.) 

Es gelten die Ausführungen zu den Zielen 
Nr. 46 und 47 sinngemäß. 
Bei den regelmäßigen Veranstaltungen 
für Verwaltungsmitglieder der Brennerei-
und Trocknungsgenossenschaften wird 
das Thema Biogasanlagen intensiv be­
handelt. Viele Landwirte betreiben Bio­
gasanlagen vornehmlich im Rahmen des 
Landwirtschaftlichen Betriebs. 

5 

49 Hinwirken auf verstärkten Einsatz und 
Vertrieb von Biodiesel und Umstellung des 
Fuhrpark bzw. der Fahrzeuge bei den Mit­
gliedsunternehmen auf Biodieselbetrieb 
(Bayerischer Bauernverband, Genossen­
schaftsverband Bayern e.V., Landhandels­
verband Bayern e.V., Verband der Bayeri­
schen privaten Milchwirtschaft e.V., Ver­
band Bayerischer Zuckerrübenanbauer 
e.V., BayWa AG, Bayerische Taxigenos­
senschaften) 

Anschaffung eines biodieseltauglichen 
BMW-Geschäftswagens mit 55.000 km 
Jahresfahrleistung beim Verband der Zu­
ckerrübenanbauer; Biodieselverbrauch 
bei den Mitgliedsunternehmen des Ver­
bands der Zuckerrübenanbauer ca. 1,5 
Mio. L/Jahr. 
Teilweise Umstellung des Fuhrparks auf 
Biodiesel ist erfolgt. 

5 

50 Weiterer Ausbau des Tankstellennetzes 
und des Vertriebs von Biodiesel, Verstär­
kung und Ausweitung des Angebots und 
Vertriebs von Produkten aus nachwachsen­
den Rohstoffen, Unterstützung der Entwick­
lung und des Einsatzes von Produkten aus 
nachwachsenden Rohstoffen im industriel­
len Einsatz, Verstärkte Verwendung nach­
wachsender Rohstoffe als Bau- und Bau­
hilfsstoffe 
(Landhandelsverband Bayern e.V., Genos­
senschaftsverband Bayern e.V., Vereini­
gung der Bayerischen Wirtschaft, Industrie-
und Handelskammern, Handwerkskam­
mern, Bayerischer Bauernverband, Bayeri­
sche Bauindustrie) 

Informationen im Genossenschaftsblatt 
des Genossenschaftsverbands Bayern 
e.V.; Verstärkter Einsatz von Biodiesel 
durch restriktive Zulassungen durch die 
Hersteller und schwankende Produkt­
nachrichten schwierig durchzusetzen. 
Im Bereich des Handwerks wurden 8 
Veranstaltungen zum Thema Heizen mit 
Biomasse im holzverarbeitenden Betrieb 
durchgeführt. Beteiligung von CARMEN 
e.V. an der Internationalen Handwerks­
messe 2001 und 2002 mit Exponaten 
zum Thema nachwachsende Rohstoffe. 
Aufnahme von Biodiesel und Pflanzenöl 
in die Kriterienlisten zur Beteiligung von 
Handwerksbetrieben am Umweltpakt 
Bayern. 
Ausbau des Tankstellennetzes: derzeit 
wird an knapp 300 bayerischen Tankstel­
len Biodiesel angeboten; Erweiterung der 
Produktpalette aus nachwachsenden 

5 
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Rohstoffen auf 24 Produkte; Teilnahme 
am Markteinführungsprogramm "Biogene 
Treib- und Schmierstoffe. 

51 Verpflichtung zur serienmäßigen Freigabe 
der Dieselmotoren für Biodiesel auch für 
den Einsatz in modernsten Dieselmotoren 
und Übernahme entsprechender Gewähr­
leistungsansprüche durch die Zulieferindust­
rie sowie Lieferung von Biokraftstoffen, die 
der zur Zeit gültigen Vornorm entsprechen 
(Bayerische PKW-Hersteller, Kraftstoffher­
steller) 

AUDI AG: alle Dieselmotoren ab Modell­
jahr 97 sind bei Verwendung von Kraft­
stoffen, die der Vornorm DIN E 51 606 
entsprechen, uneingeschränkt biodiesel­
tauglich. 

☺ 

52 Verwendung nachwachsender Rohstoffe 
im Werkstoffbereich, sofern diese Verwen­
dung nicht im Widerspruch zu anderen ge­
setzlichen Regelungen bzw. Anforderungen 
an die Recyclingfähigkeit steht 
(Bayerische PKW-Hersteller) 

AUDI AG: Verwendung von Bauteilen 
aus nachwachsenden Rohstoffen in allen 
Produktreihen. Verwendung in Seiten 
bzw. Türverkleidungen im Innenraum und 
im Kofferraum. An technologischen Neue­
rungen für Außenanwendungen wird ge­
arbeitet. Entwicklung einer Gerbmethode 
für biologisch gegerbtes Leder mit Pflan­
zenwurzeln; 

☺ 

Abfall und Stoffkreisläufe 
53: Hinwirken bei Mitgliedsfirmen zur Steige­
rung der Verwertungsquote für Recycling-
Baustoffe bis zum Jahr 2005 auf 75 % 
(Bayerischer Industrieverband Steine und 
Erden e.V.) 

Recyclingquote von Bauschutt derzeit bei 
ca. 50 % 
(Verwertungsquote => incl. Verfüllung ca. 
90 %) 
Für eine deutliche Steigerung wurden 
staatliche Rahmenbedingungen geschaf­
fen. 

☺ 

54 Hinwirken bei Mitgliedsfirmen zur Steige­
rung der Verwertungsquote bei der Wieder­
verwertung von Ausbau-Asphalt von ca. 70 
% bis zum Jahr 2005 auf über 90 % 
(Bayerischer Bauindustrieverband e.V.) 

Aktuelle Verwertungsquote liegt noch 
nicht vor. 

☺ 

55 Verwendung von 100 % des in ihren Be­
sitz gelangenden Ausbauasphalts als Bau­
stoff, davon 95 % in neu gemischtem As­
phalt 
(Deutscher Asphaltverband e.V.) 

Die vorliegenden Zahlen zeigen, dass die 
Zusagen eingehalten werden 

5 

56 Angebot an bayerische entsorgungspflich­
tige Körperschaften mit geeigneten Abfall­
anlagen zur möglichst ortsnahen energeti­
schen Verwertung von Abfällen aus dem 
gewerblichen Bereich durch Mitgliedsunter­
nehmen 
(Verband der Bayerischen Entsorgungsun­
ternehmen e.V.) 

Teil des "Entsorgungspaktes Bayern"; 
Entsorgungsunternehmen bieten den 
entsorgungspflichtigen Körperschaften 
ortsnahe energetische Verwertungen von 
Abfällen aus dem gewerblichen Bereich 
an 

; 
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57 Einwirken auf Mitgliedsunternehmen, 
dass diese die vom StMLU mit dem Merk­
blatt vom 25.10.1996, bzw. 09.07.1997 ge­
gebenen Hinweise zu Abgrenzungsfragen 
bei den Abfällen zur Beseitigung und Abfäl­
len zur Verwertung beachten (Entsorgungs­
pakt Bayern). 
(Verband der Bayerischen Entsorgungsun­
ternehmen e.V.) 

Vom Verband wird die Beachtung des 
Merkblatts empfohlen; die Hinweise des 
Merkblattes werden beachtet. 

; 

58 Entwicklung von Konzepten für die Ver­
meidung, Verringerung und umweltgerechte 
Verwertung von Abfällen gebrauchter elekt­
rotechnischer und elektronischer Geräte. 
(Zentralverband Elektrotechnik- und Elekt­
ronikindustrie e.V.) 

Entsprechende Konzepte und Normen 
wurden erarbeitet. 

5 

59 Aufbau eines "Flächendeckenden Rück­
nahmesystems für textile Bodenbeläge im 
Freistaat Bayern" bis Ende des Jahres 2000 
(Firma Recycling Concept Textil GmbH) 

Flächendeckende Sammelstellen für die 
Rücknahme von textilen Bodenbelägen 
sind eingerichtet; vorrangig stoffliche 
Verwertung (122 Teppichsammelstellen). 

5 

60 Verstärkte Nutzung des Internets als In­
formationsmedium, Ausbau des Internets zu 
einem Wissensmanagement-System, An­
gebot an die Bayerischen Wirtschaft hin­
sichtlich Infrastruktur, Know-how und Wis­
senschaftsvolontariat zur Verbesserung des 
Wissenstransfers 
(Bayerischer Forschungsverbund Abfallfor­
schung und Reststoffverwertung (BayFOR-
REST, Applikations- und Technikzentrum 
für Energieverfahrens-, Umwelt- und Strö­
mungstechnik (ATZ-EVUS), Landesamt für 
Umweltschutz, Bayerisches Institut für An­
gewandte Umweltforschung und –technik 
(BIfA) GmbH und Forschungs- und Entwick­
lungszentrum Sondermüll (FES)) 

Die genannten Institutionen haben ihre 
Internetauftritte realisiert. Die Einstellung 
von abgeschlossenen Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben ins Internet ist er­
folgt. Insbesondere wird auf den Internet­
auftritt zum Themenschwerpunkt "Depo­
nie" hingewiesen 
(www.deponieforschung.de).  

; 

61 Unterstützung zur Verbesserung der Ak­
zeptanz für Recyclingstoffe und –produkte  
und Förderung geeigneter abfallwirtschaftli­
cher Pilotprojekte nach Maßgabe vorhan­
dener Haushaltsmittel 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Entsprechende Untersuchung ist in Vor­
bereitung; Leitfaden „Umweltschutz in 
Behörden" und Richtlinie "Technische 
Anforderungen zur Entsorgung von E­
lektro-Altgeräten" sind erarbeitet worden. 

☺ 

62 Erstellen eines Leitfadens "Der umweltge­
rechte Bauabfall-Recyclingbetrieb" 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Industrieverband Steine und Erden e.V.) 

Leitfaden zu den Eckpunkten wurde er­
stellt und veröffentlicht, Verein zur Güte­
überwachung von Recyclingbaustoffen 
gegründet. 

; 
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63 Harmonisierung und Zusammenführung 
verschiedener Merkblätter und Leitfäden 
über die wasserwirtschaftlichen Anforde­
rungen an die Wiederverfüllung von Sand- 
und Kiesgruben sowie zur Verwertung von 
Bauschutt zu einer gemeinsamen Richtlinie 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Industrieverband Steine und Erden e.V.) 

Grundsätze und Eckpunkte für "Anforde­
rungen an die Verfüllung von Gruben und 
Brüchen" im Juli 2001 gemeinsam unter­
zeichnet, Leitfaden für die verwaltungs­
mäßige Umsetzung wurde erstellt und 
veröffentlicht. 

; 

64 Weitere Steigerung des Einsatzes von 
allen Altpapiersorten in der Produktion 
(Bayerische Papierindustrie) 

Altpapiereinsatz in den bayerischen Pa­
pierfabriken von 2,4 Mio. t in 2000 um 
mehr als 25 % (mehr als 
600.000 t) bis 2004 gesteigert. 

; 

65 Erarbeitung von Maßnahmen zur Optimie­
rung des Stoffkreislaufs bei Altpapier 
(Bayerische Papierindustrie) 

Studie zur Optimierung des Stoffkreis­
laufs von graphischem Altpapier erstellt 
("Verbesserung der Qualität von Dein­
kingstoff durch getrennte Erfassung von 
grafischem Altpapier"); Kosteneinsparun­
gen durch sauber getrennte Erfassung 
möglich. 
Guidelines on Recovered Paper Quality 
Control und GesPaRec-Praxishandbuch 
in Kraft getreten. Ergänzung um Guideli­
nes for responsible Sourcing of Recove­
red Paper als Ergänzung in Endabstim­
mung. 

; 

66 Umsetzung des Leitfadens zur Optimie­
rung der Altpapierverwertung von grafi­
schen Papieren in den Unternehmen, die an 
der Papierkette beteiligt sind 
(Mitgliedsunternehmen des Verbandes 
Bayerischer Papierfabriken e.V., Bundes­
verband Druck e.V., Industrieverband Kleb­
stoffe e.V., Internationale Forschungsge­
meinschaft Deinking-Technik e.V., Verband 
Deutscher Zeitschriftenverleger e.V., Ver­
band der Druckfarbenindustrie) 

Leitfaden umgesetzt durch 
• Verlegerseminar am 14.5.02; 
• 6. Sitzung der technischen Kommissi­

on Deinking;  
• Projekt "Aufkleber in Zeitschriften". 
• Orientierungwerte für die Deinkbarkeit 

von Druckproduktion 2004 von der 
Technischen Kommission Deinking 
erarbeitet. 

Umsetzung Leitfaden erfolgt in der Praxis 
laufend. 

; 

67 Weiterentwicklung von Sortierkonzepten 
und Sammelsystemen mit dem Ziel, ein 
weitgehend sortenreines, qualitativ hoch­
wertiges Kunststoffrecycling zu ermöglichen 
(Bayerische Entsorgungswirtschaft) 

Sortierkonzepte und Sammelsysteme 
aufgrund des technischen Fortschritts 
optimal weiterentwickelt. 

5 

68 Hinwirken bei der Bundesregierung, den 
Abfallbegriff im Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz im Interesse der Wirtschaft 
hinreichend zu präzisieren 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Durch Mitwirken Bayerns im Bundesrat 
beim Erlass der Gewerbeabfall-VO (In 
Kraft getreten zum 1.1.2003) erledigt; 
Vollzugshinweise am 29.07.2002 an die 
Kreisverwaltungsbehörden ergangen; 
weitere in Vorbereitung. 

5 
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69Bevorzugte Beauftragung von Entsor­
gungsfachbetrieben, soweit dies wirtschaft­
lich vertretbar ist 
(Bayerische Wirtschaft) 

Die Beauftragung von Entsorgungsfach­
betrieben erfolgt nahezu flächendeckend. 
Das Zertifikat "Entsorgungsfachbetrieb" 
ist eines der wichtigsten Kriterien für die 
Auftragsvergabe. 

; 

70 Verpflichtung, besonders überwachungs­
bedürftige Abfälle zur Verwertung bevorzugt 
der GSB – Sonderabfall-Entsorgung Bayern 
GmbH bzw. einem Kooperationspartner der 
GSB anzubieten 
(Bayerische Entsorgungswirtschaft) 

80 – 90 % aller Sonderabfallentsorger 
und Mitglieder des VBS (ca. 50) sind Ko­
operationspartner der GSB. 

; 

71 Ausbau des zunächst auf Schwaben be­
schränkte Pilotprojekt "Abfallratgeber Bay­
ern" als Informationssystem im Internet für 
ganz Bayern 
Bayerische Staatsregierung, Wirtschafts­
kammern, Entsorgungspflichtige Körper­
schaften) 

Das Internet-Informationssystem "Abfall­
ratgeber Bayern" wurde weiter ausge­
baut; die entsorgungspflichtigen Körper­
schaften und Wirtschaftskammern wur­
den bereits in das System eingeführt. 
Verschiedene Körperschaften anderer 
Regierungsbezirke sind bereits im "Abfall­
ratgeber Bayern" vertreten. Der Ausbau 
wird auch in Zukunft fortgeführt. 

; 

Wasserwirtschaft 
72 Entwicklung einer Liste von für Bayern 
relevanten gefährlichen Stoffen unter Orien­
tierung an der Liste der prioritären Stoffe 
aus der Wasserrahmenrichtlinie der EU und 
der Liste der Nordseeschutzkonferenz 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Die Liste der relevanten gefährlichen 
Stoffe liegt vor. 

; 

73 Erarbeitung von Methoden und Messgrö­
ßen zur Bewertung der schädlichen Wir­
kungen bestimmter gefährlicher Stoffe in 
Gewässern mittels eines Pilotprojekts 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

In einem gemeinsamen Arbeitskreis wur­
den die relevanten Methoden diskutiert; 
ausgewählte Verfahren werden in einem 
gemeinsamen Projekt zwischen Industrie 
und Verwaltung getestet und in die Praxis 
überführt. 

; 

74 Erarbeitung geeigneter Indikatoren für die 
Festlegung weiterer Gewässerschutzziele 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

"Umweltindikatorensystem Bayern" liegt 
vor. 

; 

Flächennutzung und –inanspruchnahme
75 Prüfung zur Schaffung fiskalischer und 
rechtlicher Anreize für das Flächensparen 
durch interkommunale Baulandausweisun­
gen für Gewerbegebiete, Hinwirken auf eine 
verstärkte Abstimmung und interkommunale 
Zusammenarbeit der Gemeinden bei der 
Ausweisung von Gewerbeflächen zur Re­
duzierung des Flächenverbrauchs und zur 
Vermeidung von Erschließungs- und Infra­
strukturkosten. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Broschüre "Gewerbeflächenmanagement 
in interkommunaler Zusammenarbeit" 
herausgegeben; 
Rechtliche und fiskalische Anreize für das 
Flächensparen in den Landtagsberichten 
vom 24.10.01 und 09.12.2004 dargestellt. 

; 
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76 Vorlage eines Konzepts, durch geeignete 
Maßnahmen den Flächenverbrauch zu re­
duzieren und gleichzeitig die Revitalisierung 
belasteter Flächen zur Bedarfdeckung zu 
forcieren und Ergänzung des Leitfadens 
"Die umweltbewusste Gemeinde" um einen 
dritten Band "Ökologie im Städtebau" 
(Bayerische Staatsregierung) 

Projekt "Kommunales Flächenressour­
cen-Management" wird zusammen mit 
Gemeinde- und Städtetag durchgeführt; 
dazu Arbeitshilfe in vier Modellkommunen 
erprobt; Workshop im Juli 2002 durchge­
führt. Eine erweiterte Arbeitshilfe mit kon­
kreten Beispielen, Handlungsanleitungen, 
Checklisten und Musterbriefen im Juni 
2003 erschienen. „Bündnis zum Flächen­
sparen“ am 23.07.2003 gegründet. Der
dritte Band des Leitfadens "Ökologie im 
Städtebau" ist fertiggestellt und kann 
beim StMUGV bezogen werden. 

; 

77 Erarbeitung einer Datenbasis zur Schaf­
fung von Grundlagen für Bewertungsmaß­
stäbe sowie für Umweltqualitäts- und – 
handlungsziele im Bereich der gewerblichen 
Flächennutzung  
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Erhebung zusätzlicher Daten durch Sta­
tistisches Landesamt scheitert; Prüfung, 
ob das Gewerbeflächenauskunftssystem 
SISBY geeignet wäre. Beim Projekt 
"Kommunales Flächenressourcen-
Management" wird den Kommunen eine 
Handlungshilfe zum Aufbau kommunaler 
Datenbanken gegeben. 

5 

78 Förderung eines Leitfadens zur Bebau­
barkeit von Altablagerungen 
(Bayerische Staatsregierung) 

Technisches Fachkonzept (Stufe 1) des 
LfU liegt vor; 
Mustererlass der ARGEBau wurde vom 
StMI eingeführt. 

5 

79 Verbesserung des Informationsangebots 
zum Thema "Behandeln vor Ablagern"; Be­
reitstellung von Dienstleistungsangeboten 
bzw. Informationen zur Altlastenberatung 
und Atlas der Bodenbehandlungsanlagen, 
Durchführung von Modellprojekten für die 
Entwicklung quantifizierbarer Indikatoren für 
eine Nachhaltigkeitsbilanz 
(Bayerische Staatsregierung) 

Atlas der Bodenbehandlungsanlagen 
2002 fertiggestellt und im Internet veröf­
fentlicht (www,atlas­
bodenbehandlung.bayern.de). 
Informationsbroschüre "Bodenbehand­
lung – ein Weg mit Zukunft" für 2003 ge­
plant. 

5 

80 Entwicklung eines Zulassungsverfahrens 
für Sachverständige im Bereich der Altlas­
tensanierung 
(Bayerische Staatsregierung, Gesellschaft 
zur Altlastensanierung in Bayern mbH) 

Entsprechende Verordnung (VSU Boden 
und Altlasten) am 1.1.02 in Kraft getreten, 
Verfahrensordnung vom 12.6.02 erlas­
sen. 

5 

81 Erörterung und kooperative Lösung von 
Problemen, die sich aus der Nachbarschaft 
von Schutzgebieten und Industriestandorten 
sowie aus einer Biotopentwicklung auf be­
trieblichen Vorratsflächen ergeben 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Gespräche laufen. ☺ 
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3. Integrierte Produktpolitik (IPP)
82 Bildung eines Arbeitskreises für den steti­
gen Dialog über Standpunkte, Initiativen 
und Entwicklungen zu IPP auf nationaler 
und internationaler Ebene 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Konstituierende Sitzung des Arbeitskrei­
ses "IPP-Dialog" am 16.01.01 mit 
Schwerpunkt "Kommunikationsoffensive". 
Arbeitskreis arbeitet bedarfsangepasst. 

; 

83 Gemeinsames Pilotprojekt "IPP": Darstel­
lung der verschiedenen Lebenswegstufen 
an einem Produkt von maßgeblicher Bedeu­
tung (KfZ)– vom Rohstoff bis zur Entsor­
gung –Untersuchung auf IPP-relevante An­
satzpunkte, Bestandsaufnahme der vorhan­
denen produktbezogenen Vorschriften und 
der bestehenden IPP-Aktivitäten der Wirt­
schaft; Erläuterung der einschlägigen In­
strumente und Erarbeitung von Vorschlägen 
zu deren praxisgerechter Weiterentwick­
lung, Unterstützung der Umsetzung durch 
einen aus den Ergebnissen des Pilotpro­
jekts gewonnenen Leitfadens 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Projekt ist erfolgreich abgeschlossen. 
Ergebnisse siehe im Internet unter der 
Adresse: www.ipp-bayern.de. 

5 

84 Durchführung weiterer Demonstrations­
projekte zu IPP-Fragestellungen 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Die vorgesehenen Forschungsvorhaben 
wurden durchgeführt. 

5 

85 Entwicklung IPP-orientierter Kommunika­
tionsstrukturen zwischen den einzelnen Stu­
fen entlang des Produktlebensweges und 
Information der Nutzer von Produkten und 
Dienstleistungen über deren umweltrelevan­
ten Auswirkungen 
(Bayerische Wirtschaft) 

Entsprechender Internetauftritt www.ipp­
bayern.de ist geschaffen und zur Arbeits­
plattform für die Kommunikation innerhalb 
der F&E-Projekte (Nr. 84) weiterentwi­
ckelt. 

5 

86 Einrichtung eines "Bayerischen Entwick­
lungsnetzes für innovative Technologien" 
(BENefiT) an der Universität Erlangen-
Nürnberg und Förderung mit 2,5 Mio. DM 
(Bayerische Staatsregierung) 

Entwicklungsnetz wurde mit sechs Lehr­
stühlen an der Universität Erlangen-
Nürnberg eingerichtet. 

5 
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87 Verbesserung der Markttransparenz im 
Bereich der Anbieter von umweltfreundli­
chen Produkten durch Erweiterung der Da­
tenbank "Umweltfirmen-
Informationssystem"  
(Industrie- und Handelskammern) 

Erweiterung der IHK-Datenbank "Umwelt­
firmen-Informationssystem" hat sich als 
nicht zielführend erwiesen; statt dessen 
informiert das von IHKs und Handwerks­
kammern getragene Auftragsberatungs­
zentrum Bayern e.V. (ABZ) im Rahmen 
seiner Tätigkeit über umweltfreundliche 
Produkte und Dienstleistungen. Für die 
von der EU beabsichtigte stärkere Be­
rücksichtigung von Umweltbelangen bei 
öffentlichen Beschaffungen werden Krite­
rien entwickelt. 

; 

88 Durchführung einer Informationskampag­
ne zu IPP 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Die Informationskampagne wurde durch­
geführt (IPP-Infomappe, Posterausstel­
lung, Veröffentlichungen, Pressemittei­
lungen, Internet-Plattform, E-Mail - News­
letter, Veranstaltungen für Multiplikato­
ren). 

5 

89 Einsatz von Holz aus zertifizierten Forst­
betrieben 
(Verband Bayerischer Papierfabriken e.V.) 

Chain of Custody in allen Fabriken im­
plementiert. Mindestens 70 % des einge­
setzten Holzes stammt aus zertifizierba­
ren Wäldern. 

; 

90 Umsetzung der internationalen Respon­
sible Care- Initiative, Bericht der Mitglieds­
firmen über durchgeführte Maßnahmen, 
Zusammenfassung der Berichte zur Halb­
zeit und zum Ende des Paktzeitraums durch 
den Verband zur Unterrichtung des Arbeits­
kreis "Wirtschaft und Umwelt" 
(Chemische Industrie Bayern) 

An der Erhebung haben sich 104 Che­
mieunternehmen beteiligt; Ergebnis: wei­
tere Abnahme der Emmissionen, des Ab­
fallaufkommens und des Wasser­
verbrauchs. 

; 

91 Einrichtung eines Unternehmens-Zirkels 
"Integrierte Produktpolitik", der durch mode­
rierte Workshops auf die Entwicklung nach­
haltiger Produkte abzielt. 
(Industrie- und Handelskammer Nürnberg 
für Mittelfranken) 

IPP-Workshop mit der Autoindustrie für 
Unternehmen in Oberfranken Ende 2002 
durchgeführt. 

; 

4. Umweltverträgliche Mobilität
92 Einleitung einer Bundesratsinitiative zur 
steuerlichen Begünstigung schwefelarmen 
und schwefelfreien Benzins 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Einleitung einer entsprechenden Initi­
ative wurde eingehend geprüft. Nachdem 
sich die Mineralölwirtschaft bereiterklärt 
hat, ab 01.01.2003 flächendeckend in 
Deutschland ausschließlich schwefelfreie 
Kraftstoffqualitäten anzubieten, ist das 
angestrebte umweltpolitische Ziel er­
reicht. Damit ist eine weitergehende bay­
erische Initiative nicht mehr erforderlich. 

5 
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93 Ausbau des Erdgastankstellennetzes (12 
bis 15 zusätzliche Erdgastankstellen für 
Südbayern) 
(Bayerische Gaswirtschaft – in Kooperation 
mit Mineralölkonzernen) 

Bayerngas hat seit 2001 für 17 Erdgas­
tankstellen finanzielle Unterstützung ge­
leistet bzw. zugesagt. Das Erdgastank­
stellennetz in Bayern ist bis Ende 2002 
auf 50 öffentlich zugängliche Erdgastank­
stellen angewachsen. Für 2003 sind in 
Kooperation mit Mineralöltankstellen wei­
tere Erdgastankstellen z.B. in Erlangen 
geplant. 

5 

94 Unterstützung der Beschaffung emissi­
onsarmer und energiesparender Fahrzeuge 
(Bayerische Staatsregierung) 

Ist in Umsetzung (z. B. durch im Juli 2005 
erschienenen Behördenleitfaden). 

☺ 

95 Entwicklung und Produktion energiespa­
render und emissionsarmer 
Antriebskonzepte sowie Verfolgung von 
Maßnahmen zur Lärmdämmung. 
(Schienenfahrzeugindustrie) 

Deutsche Bahn AG: Einsatz neuer, e­
missionsärmerer Motoren bei Diesello­
komotiv-Baureihen; Lärmminderungs­
maßnahmen an Fahrzeugen durchge­
führt; Lärmsanierungsprogramm; Ent­
wicklungsarbeiten zum "leisen Rad" und 
"leisen Drehgestell" fortgeführt. 
Schienenfahrzeugindustrie: 
Erfolgreiche Entwicklung der Wasserstoff­
technologie zum Einsatz als sekundärer 
Energieträger für die Mobilität; praktischer 
Test mit drei speziell entwickelten Was­
serstoffbussen, die auf dem Vorfeld des 
Flughafen Münchens bereits 120.000 km 
zurücklegten; weltweit erste öffentliche 
Wasserstofftankstelle (Betankung durch 
Roboter) 

; 

96 Intensivierung der kooperativen Beliefe­
rung zur Reduzierung von Fahrkilometern 
und Lärm- und Schadstoffemissionen im 
Rahmen des City-Logistik-Projektes "Her­
stellerkooperationen" 
(Unternehmen der verladenden Industrie, 
Landesverband des Bayerischen Einzel­
handels e.V., Landesverband Bayerischer 
Spediteure e.V., Industrie- und Handels­
kammern und Handwerkskammern) 

Logistikkooperationen ("Münchner Mo­
dell") erfolgreich umgesetzt. 

; 

97 Hinwirkung auf Einsatz des DV-Systems 
EDDA bei den Teilnehmern an den City-
Logistik-Projekten. 
(Kammern, Verbände) 

Projekt EDDA wird seit 2003 nicht weiter­
verfolgt (Finanzierung, neues System).. 

. 
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98 Fortführung der Forschungs- und Ent­
wicklungsarbeiten alternativer Antriebstech­
nologien 
(Bayerische KFZ-Industrie) 

MAN Nutzfahrzeuge AG: 
Betreuung von 3 Wasserstoffbussen am 
Flughafen München, Beginn mit Entwick­
lung und Bau von 2 Brennstoffzellenbus­
sen; Einsatz eine Solobusses mit Was­
serstoffverbrennungsmotor im Landkreis 
München; dieselelektrischer Antrieb mit 
Superkondensatoren (inkl. Bremsenergie-
Rückgewinnung); Entwicklung von CNG-
Motoren mit 245 PS und 310 PS nach 
EEV-Standard (besser als Schadstoff­
klasse EURO 5) 
AUDI AG: 
Optimierung der klassischen Antriebe 
durch Erhöhung des Wirkungsgrads; 
Entwicklung alternativer Konzepte (1-
Liter-Auto); Entwicklung bei Kraftstoffen 
(z.B. Vergasung getrockneter Biomasse) 
Deutsche Bahn AG: 
Erprobung von Erdgasantrieb bei einer 
Rangierlokomotive im Münchner Haupt­
bahnhof; Entwicklung von Abgasnachbe­
handlungsanlagen bei schweren Diesel­
lokomotiven; 

; 

99 Unterstützung des Einsatzes von Was­
serstoff als Energieträger im Verkehr, 
Durchführung eines Flottenversuchs mit 
Nahverkehrsbussen mit 
Brennstoffzellentechnik bis zum Jahr 2002 
(Bayerische Staatsregierung – in Kooperati­
on mit bayerischen KFZ-Herstellern) 

Entwicklung und Erprobung von zwei 
Niederflurbusse mit Brennstoffzellen-
Antrieb am Flughafen München;
ÖPNV-Probebetrieb zwischen Flughafen 
und Hallbergmoos aufgenommen.  

; 

100 PKW-Erstausstattung mit geräuschar­
men Reifen und Intensivierung der Kunden­
beratung 
(Bayerische PKW-Hersteller) 

AUDI AG: 96 % der Neufahrzeuge sind 
mit Leichtlaufreifen (Lärmreduzierung und 
Kraftstoffeinsparung) ausgestattet; 

; 

101 Initiierung und Institutionalisierung eines 
Dialoges zur Entwicklung einer effizienten, 
umwelt- und sozialverträglichen Mobilität, 
Hinwirkung auf Reduzierung des Energie-
und Kraftstoffverbrauchs, der Emissionen 
sowie auf Senkung der Verkehrsspitzen 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Telematikforum zur Senkung der Ver­
kehrsspitzen als Beispiel für Initiierung 
des Dialogs mit Fa. Siemens vereinbart; 
Reduzierung der Emissionen durch Um­
setzung der Abgasrichtlinien; 
Förderung ergasbetriebener Omnibusse 
(2000: 35, 2001: 58; 2002: 99; 2003: 57; 
2004: 60) 

; 

102 Vergabe des BDF-Qualitätssiegels im 
Rahmen eines Qualitätsmanagements an 
möglichst viele Unternehmen 
(Landesverband Bayerischer Transportun­
ternehmen e.V.) 

Durchführung von 4 Schulungsveranstal­
tungen zum Thema BGL-Gütesiegel 

; 
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103 Hinwirken auf Schulungen für eine ener­
gieeffiziente Fahrweise bzw. einen umwelt­
schonenden Gebrauch der Verkehrsmittel 
(Bayerische Staatsregierung, Landesver­
band Bayerischer Transportunternehmen 
e.V., Landesverband Bayerischer Spediteu­
re e.V., Landesverband Bayerischer Omni­
busunternehmern e.V., Kammern) 

Trainingsmaßnahmen zu wirtschaftlicher 
und sicherer Fahrweise mit 100 Teilneh­
mern aus 23 Unternehmen durchgeführt 
(in Zusammenarbeit mit dem ADAC). 
Am 04.10.02 Start der Aktion "Umwelt­
schonend fahren – Kraftstoff sparen". Die 
Verbände des Transportgewerbes und 
die Kammern sind daran beteiligt und 
werben für die Aktion. Das StMLU unter­
stützt die Aktion finanziell mit  
ca. 153.000 € (vgl. Internet-Adresse: 
www.spritsparkurs.bayern.de). 

; 

104 Angebot spezieller Programme zur Fah­
rerschulung für umweltbewusstes Fahrver­
halten 
(ADAC) 

Vgl. Projekt 103; der ADAC ist mit weite­
ren 26 Partnerorganisationen an der Akti­
on "Umweltschonend fahren – Kraftstoff 
sparen" beteiligt. 

; 

105 Angebot eines Programms für alle Kraft­
fahrer "Sicher, wirtschaftlich und umweltbe­
wusst fahren" 
(Landesverband Bayerischer Fahrlehrer 
e.V.) 

Vgl. Projekt 103 und 104. ; 

106 Unterstützung eines frühzeitigen 
Umstiegs vom Pkw auf öffentliche Ver­
kehrsmittel durch konzentrierte Förderung 
von Park and Ride-Anlagen 
(Bayerische Staatsregierung) 

Im Rahmen des sog. „Schnittstellenpro­
gramms“ wurden an 293 Bahnhöfen rd. 
13.000 PKW- und rd. 15.500 Fahrrad­
stellplätze sowie 510 Bushaltestellen er­
richtet. 

; 

107 Unterstützung der Beratung von Unter­
nehmen, öffentlichen Stellen und Gruppen 
von Verkehrsteilnehmern bei mobilitätsbe­
dingten Problemstellungen 
(Bayerische Staatsregierung) 

Unterstützung durch Logistik-Kompetenz-
Zentrum Prien, Arbeitsgruppe "Verkehrs­
logistik"des Fraunhofer Instituts für Mate­
rialfluss und Logistik; Fraunhofer Arbeits­
gruppe für Technologien der Logistik-
Dienstleistungswirtschaft Nürnberg.  

; 

108 Hinwirken auf geeignete Maßnahmen bei 
den Arbeitgebern zur Reduzierung des Be­
rufsverkehrs 
(Kammern, Verbände) 

Pendelbusverkehr der AUDI AG für Mit­
arbeiter aus umliegenden Gemeinden 
und innerhalb des Werkes; Vorschlag für 
die Einführung des Jobtickets für Mitar­
beiter der Flughafen München GmbH; 
Einführung flexibler Arbeitszeiten bei 
Deutscher Bahn AG zur Entzerrung des 
Berufsverkehrs. 

; 
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109 Bedarfs- und verkehrsgerechter sowie 
umweltverträglicher Aus- bzw. Neubau ins­
besondere hochbelasteter Straßenverbin­
dungen 
(Bayerische Staatsregierung) 

Fortlaufende Umsetzung durch die Stra­
ßenbauverwaltung. Bei der Aufstellung 
des Bundesverkehrswegeplanes wird ein 
Bewertungsverfahren angewandt, bei 
dem eine volkswirtschaftliche Kosten-
Nutzen-Bewertung und eine Umweltrisi­
koeinschätzung durchgeführt wird. Ein 
analoges Verfahren wurde auch bei der 
Aufstellung des 6. Ausbauplanes für die 
Staatsstraßen angewandt. Bei der Um­
setzung der Straßenbauprojekte sind im 
Rahmen der rechtlichen Vorschriften die 
Umweltverträglichkeit und die Notwendig­
keit darzulegen und zu begründen. 

☺ 

110 Optimierung der vorhandenen Infrastruk­
tur durch Vekehrstelematik auf hochbelaste­
ten Autobahnen, Ausdehnung der Strecken 
mit Linienbeeinflussungsanlagen um 53 km 
und der mit Wechselwegweisungsanlagen 
um 112 km , Linienbeeinflussungsanlage 
auf der A 99 mit einer Länge von rund 30 
km 
(Bayerische Staatsregierung) 

Zwischenzeitlich fertiggestellte Verkehrs­
beeinflussungsanlagen: 
• BAB A 3 östlich von Aschaffenburg 

("Kauppenaufstieg"): 12,3 km 
• BAB A 99 Standstreifenfreigabe AK 

München-Ost bis AK München-Nord: 
30 km 

(insgesamt: 42,3 km) 

A 7/A 3 – A 70/A 73 Wechselwegweisung 
"Schweinfurt": 105 km 

☺ 

111 Schnellstmögliche Realisierung weiterer 
Linienbeeinflussungs- und Wechselwegwei­
sungsanlagen, die die unfallträchtigsten und 
staugefährdetsten Streckenabschnitte im 
bayerischen Autobahnnetz abdecken. 
Reduzierung des Kraftstoffverbrauchs und 
der Emissonen durch Umbau von Kreuzun­
gen Innerorts durch vermehrte Ausführung 
von Kreisverkehrsplätzen anstelle von licht­
signalgesteuerten Kreuzungen. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Satz 1: vgl. Projekt 110; 
Satz 2: In den Jahren 2001 und 2002 sind 
im Zuge von Bundes- und Staatsstraßen 
insgesamt 58 Kreisverkehrsplätze gebaut 
worden. 

☺ 

5. Handwerk 
Maßnahmen des Handwerks 

112 Zertifizierung von 400 Mitgliedsbetrieben 
zum Qualitätsverbund umweltbewusster 
Handwerksbetriebe (QuH) und Beitritt zum 
Umweltpakt Bayern, Durchführung von 1 
000 Beratungen nach dem Bayerischen 
Umweltberatungs- und Auditprogramm 
(BUBAP) 
(Bayerischer Handwerkstag) 

Derzeit 354 QuH-Betriebe, weitere ca. 92 
im Verfahren; 
ca. 250 Handwerksbetriebe haben Um­
weltberatungen nach BUBAP durchge­
führt; 
ca. 700 Handwerksbetriebe haben Um­
weltberatungen durch Handwerkskam­
mern erhalten. 

5 
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113 Aktive Mitwirkung von Handwerksbetrie­
ben an lokalen Agenden  
(Bayerischer Handwerkstag) 

Umweltberater der Handwerkskammern 
und Kreishandwerksmeister(innen) ste­
hen als Ansprechpartner für handwerkli­
che Belange den lokalen Agenden zur 
Verfügung. 

5 

114 Unterstützung der Erarbeitung weiterer 
Branchenkonzepte in umweltrelevanten 
Gewerken, Erarbeitung von mindestens 
zwei entsprechenden Leitfäden, eigenstän­
diger Erstellung gewerkübergreifender Leit­
fäden 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Handwerkstag, Landesinnungsverbände)  

• Leitfaden "Umweltschutz im Gebäude­
reiniger-Handwerk" (liegt vor); 

• Leitfaden "Umweltschutz im Bäcker­
handwerk" (Ende 2003); 

• Leitfaden "Umweltschutz im Zimme­
rerhandwerk" (Ende 2003). 

5 

115 Vorstellung des Umweltpakts Bayern auf 
handwerksrelevanten Messen und Fach­
veranstaltungen und Teilnahme-Werbung  
(Bayerischer Handwerkstag) 

• Regionalisierungsveranstaltungen in 
allen Regierungsbezirken durchge­
führt; 

• Beilage der Infozeitung "Umweltpakt 
im Handwerk" in der Deutschen 
Handwerks-Zeitung (Auflage: 
165.000); 

• Vorstellung des Umweltpakts auf 
Landrätetreffen in Schwaben 

• Vorstellung des Umweltpakts auf Re­
gionalmessen 

• Vorstellung des Umweltpakts am Ge­
meinschaftsstand der bayerischen 
Handwerkskammern auf den IHM 
2000, 2001, 2002 

5 

116 Förderung zur Einführung von integrier­
ten Managementsystemen in Mitgliedsbe­
trieben und Durchführung eines Pilotpro­
jekts zur praktischen Umsetzung. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Handwerkstag) 

Projekt "OHRIS" (Einführung integrierter 
Arbeitsschutzmanagementsysteme in 
bestehende betriebliche Umweltschutz­
systeme) durchgeführt; Folgeprojekt "In­
tegration von Managementsystemen in 
KMU durch Flussmanagement" geplant. 

5 

117 Intensivierung des Beratungsservices im 
Bereich Energieeinsparung; dazu Beschaf­
fung entsprechender Messtechnik und 
Software für eine detaillierte Energieanalyse 
in Betrieben 
(Umweltberater der Kammern) 

30% der Beratungen in Unternehmen des 
Handwerks sind Energieberatungen; 
Messgeräte und Auswertungssoftware 
angeschafft; Durchführung von 41 Veran­
staltungen, Beratung in einem haustech­
nologischen Zentrum (HWK Mittelfran­
ken), Einstellung eines Versorgungsinge­
nieurs bei HWK Niederbayern/Oberpfalz. 

5 

118 Erstellung von Energiespar-Leitfäden für 
energieintensive Gewerke. 
(Bayerische Staatsregierung, Handwerks­
kammern, betroffene Verbände) 

5 
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Zusagen der Verbände des Handwerks 
119 Erarbeitung von branchenspezifischen 
Kriterienlisten, in denen Mindestanforderun­
gen an freiwillige Leistungen für die Berech­
tigung zur Teilnahme am Umweltpakt fest­
gelegt sind. 
Teilnahme einer möglichst hohe Zahl von 
Mitgliedsbetrieben mit entsprechenden Ein­
zelleistungen am Umweltpakt Bayern 
(Landesinnungsverbände des Bäcker­
handwerks, des Dachdeckerhandwerks, des 
Friseurhandwerks, der Gebäudereiniger-
Handwerks, des Kraftfahrzeughandwerks, 
des Landmaschinenmechaniker-
Handwerks, des Zimmererhandwerks sowie 
der Fachverband Metall Bayern, Bayeri­
scher Müllerbund e.V., Verband mittelstän­
discher Brauereien e.V., Fachverband Sani­
tär-, Heizungs- und Klimatechnik Bayern, 
Bayerischer Textilreinigungs-Verband e.V.) 

Kriterienlisten wurden erarbeitet; inzwi­
schen hohe Zahl von Handwerksbetrie­
ben (672), die mit erreichter Punktezahl 
gem. Kriterienliste am Umweltpakt Bay­
ern teilnehmen. 

5 

120 Teilnahme von 20 % der Mitgliedsbetrie­
be am Umweltpakt Bayern innerhalb der 
nächsten 5 Jahre im Friseurhandwerk 
(Landesinnungsverband des bayerischen 
Friseurhandwerks) 

Zugesagte Teilnahme von 20 % der Mit­
gliedsbetriebe des Landesinnungsver­
bandes des Friseurhandwerks ist reali­
siert. 
Derzeittpakt Bayern teil. 

5 

121 Teilnahme von mindestens 15 % der 
Mitgliedsbetriebe am Umweltpakt Bayern im 
Dachdeckerhandwerk 
(Landesinnungsverband des bayerischen 
Dachdeckerhandwerks) 

Umsetzung des Ziels auf gutem Wege: 
79 Mitgliedsbetriebe des Dachdecker­
handwerks nehmen bereits am Umwelt­
pakt Bayern teil. 

☺ 

122 Einführung eines Umweltmanagement­
systems nach DIN ISO 14001 bis Ende des 
Jahres 2001 in allen Mitgliedsbetrieben und 
Teilnahme am Umweltpakt Bayern. 
(Landesinnungsverband des bayerischen 
Kaminkehrerhandwerks) 

Alle Kaminkehrbetriebe in Bayern haben 
ein Umweltmanagementsystem nach ISO 
14001 eingeführt und nehmen am Um­
weltpakt Bayern teil.  

; 

123 Hinwirkung auf den Erhalt bzw. die För­
derung von Mehrwegsystemen bei den Mit­
gliedsunternehmen sowie Fortsetzung der 
Umsetzung des Leitfadens "Die umweltbe­
wusste Brauerei" 
(Verband der mittelständischen Privatbraue­
reien in Bayern e.V.) 

Zahlreiche Aktionen zur Unterstützung für 
Mehrwegsysteme durchgeführt. Leitfaden 
weiter verbreitet, Hilfestellungen und Be­
ratungen gegeben. 

5 
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Maßnahmen der Staatsregierung
124 Unterstützung bei der Einführung von 
Umweltmanagementsystemen bei KMU's im 
Rahmen des Bayerischen Umweltbera­
tungs- und Auditprogramms. Förderung von 
betrieblichen Umweltprüfungen bei KMU's.  
(Bayerische Staatsregierung) 

Finanzielle Förderung für die Einführung 
von Umweltmanagementsystemen und 
für die Durchführung von betrieblichen 
Umweltprüfungen im Rahmen des Baye­
rischen Umweltberatungs- und Au­
ditprogramms wird mit modifizierten För­
dersätzen fortgesetzt (neue Förderrichtli­
nien ab 1.1.2001 in Kraft). 

; 

125 Unterstützung bei der Aktualisierung 
bzw. Umsetzung der bisher erarbeiteten 
bzw. neu zu erstellenden Branchenkonzep­
ten. 
(Bayerische Staatsregierung) 

In Umsetzung des Umweltleitfadens für 
Gebäudereiniger haben ca. 30 Betriebe 
des Gebäudereinigerhandwerks mit der 
Einführung eines Umweltmanagement­
systems nach dem QuH (Qualitätsver­
bund umweltbewusster Handwerksbetrie­
be) begonnen. Zur verstärkten Heranfüh­
rung weiterer Branchen an den betriebli­
chen Umweltschutz wurden spezifische 
Kriterienlisten ausgearbeitet. 

; 

126 Fortführung der Förderung der Umwelt­
beratungsstellen bei den Handwerkskam­
mern 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Förderung wird in dem bisherigen 
finanziellen Rahmen fortgeführt. 

; 

127 Unterstützung von Initiativen zur Informa­
tion der Öffentlichkeit über den Ausbau der 
Anwendung von Techniken zur Energieein­
sparung und erneuerbarer Energien im pri­
vaten Bereich. 
(Bayerische Staatsregierung, Handwerks­
kammern) 

Die Informationen erfolgen durch Veröf­
fentlichungen und Informationsveranstal­
tungen sowie durch Aus- und Fortbil­
dungskurse zur Qualifizierung der wich­
tigsten Handwerksunternehmen, die eine 
Multiplikatorrolle gegenüber Energiean­
wendern und Verbrauchern haben. 

; 

128 Einwirken auf Städte und Kommunen mit 
dem Ziel, Programme zu initiieren, die der 
Ressourcenschonung und der Verbesse­
rung der Umweltsituation in ihrem Bereich 
dienen. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Behördenleitfaden Umweltschutz erstellt; 
Finanzielle Förderung von kommunalen 
Agenda-Prozessen (Agenda-Prozesse in 
719 von 2.134 Kommunen eingeleitet) 
durch Kommunale Agenda 21-Stelle 
(KommA21) beim Landesamt für Umwelt­
schutz. 

; 

129 Information in Städten und Landkreisen 
bei Vollzugsbehörden und in der Verwaltung 
– auch im Rahmen der Agenda-Prozesse- 
über Inhalte des Umweltpakts und des Qua­
litätsverbunds umweltbewusster Hand­
werksbetriebe (QuH). 
(Bayerische Staatsregierung) 

Informationen über Ökoprofit und QuH in 
Zeitschrift KommA21 (Ausgabe 1/2002 
und 2/2001) und Vorträge vor Hand­
werkskammern; Zeitschrift 1/2002 an alle 
Kommunen verteilt. 

☺ 

130 Entwicklung eines abgestimmten Marke­
ting-Konzeptes für den Qualitätsverbund 
umweltbewusster Handwerksbetriebe (QuH) 
(Bayerische Staatsregierung, bayerisches 
Handwerk) 

Marketingkonzept wird entwickelt; Inter­
net-Auftritt (www.QuH.de), Werbemateri­
al, Messestand, Newsletter bereits reali­
siert. 

☺ 
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131 Regelmäßige Information der Umwelt­
paktteilnehmer über Entwicklungen des be­
trieblichen Umweltschutzes und Information 
der Öffentlichkeit über Zweck und Inhalt des 
Umweltpakts Bayern und des Qualitätsver­
bunds umweltbewusster Handwerksbetriebe 
(QuH) durch entsprechende medienwirksa­
me Kampagnen. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Neuer umfassender Internet-Auftritt zum 
Umweltpakt Bayern 
(www.umweltpakt.bayern.de). Funktionen 
u.a.: Listung aller Umweltpakt-
Teilnehmer, Suchfunktionen nach Bran­
chen, Regionen; Teilnahmeanträge onli­
ne. Zahlreiche Broschüren, Flyer, Wand­
zeitungen. Eine Umweltpakt-Info-Zeitung 
zu aktuellen Themen (z.B. Umweltschutz 
im Handwerk: als Beilage in 165.000 
Handwerkszeitungen) hat sich etabliert. 
(QuH vgl. Ausführungen zu Nr. 160). 

; 

132 Forcierung der Anstrengungen im Be­
reich der Deregulierung und Substitution 
von Ordnungsrecht, insbesondere zur Bün­
delung und Harmonisierung der Vorschriften 
im Regelungsbereich einzelner Ministerien 
(z. B. Umweltschutz / Arbeitsschutz); Prü­
fung der Möglichkeiten zur Unterstützung 
von Handwerksbetrieben bei der eigenver­
antwortlichen Übernahme von Aufsichts- 
und Kontrollpflichten durch den Betriebsin­
haber (z.B. Eigenüberwachung von Ölab­
scheidern); Prüfung, ob Betriebsbesuchen 
durch Vollzugsbehörden und Aufsichtsämter 
im Rahmen üblicher Betriebskontrollen an­
gekündigt werden können. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Deregulierung und Substitution von Ord­
nungsrecht als Daueraufgabe werden 
vornehmlich in der "Arbeitsgruppe Dere­
gulierung und Substitution" ständig vo­
rangetrieben und derzeit im Hinblick auf 
die Professor Henzler-Kommission in er­
heblichem Maße verstärkt. 

☺ 

133 Weitere Unterstützung von Leitfäden und 
Pilotprojekten mit Handwerksbezug. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Eine Info-Zeitung zum betrieblichen Um­
weltschutz im Handwerk wurde als Beila­
ge zur Handwerkszeitung allen bayeri­
schen Handwerksbetrieben zugeleitet. Mit 
dem Landesinnungsverband des bayeri­
schen Bäckerhandwerks wurde ein Pro­
jekt zur Erstellung eines Umweltleitfadens 
begonnen. Die bayerischen Gebäuderei­
niger stellen ihre Branche unter das Motto 
"Gebäudereinigerhandwerk – Umwelt­
handwerk" und führen hierzu ein Um­
weltmanagement nach den Kriterien des 
QuH ein. Die bayerischen Kaminkehrer 
haben ein Umweltmanagementsystem 
nach ISO 14001 eingeführt und sich ge­
schlossen am Umweltpakt Bayern betei­
ligt. 

; 
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6. Dienstleistungssektor 
134 Hinwirkung auf eine verstärkte umwelt­
verträgliche Sortimentsgestaltung, Entwick­
lung flankierender Maßnahmen zur Errei­
chung einer breiteren Öffentlichkeit. 
(Bayerische Staatsregierung, Landesver­
band des Bayerischen Einzelhandels e.V.) 

Aufbau eines Internetangebotes über 
ökologische Sortimentsgestaltung durch 
den Einzelhandelsverband; für die Berei­
che Lebensmittel, Drogerieartikel, Büro­
wirtschaft und Bau- und Heimwerker­
branche wurde ein Internet-Angebot fer­
tiggestellt. 

; 

135 Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit 
bzgl. Bereitstellung einer Loseblatt-
Publikation "Umweltschutz im Handel" mit 
konkreten Hinweisen zur ökologisch vorteil­
haften Sortiments- und Verpackungsgestal­
tung im Handel. 
(Landesverband der Mittel- und Großbetrie­
be des Einzelhandels in Bayern e.V.) 

21. Ergänzungslieferung der Loseblatt-
Publikation ausgeliefert. Umwelt-
Schulungshandbuch erschienen. 

; 

136 Verpflichtung, bei Mitgliedern auf die 
verstärkte Auszeichnung als zertifizierter 
Entsorgungsfachbetrieb hinzuwirken. An­
strebung einer Zertifizierung möglichst aller 
Entsorgungsunternehmen bis zum Jahr 
2005. Angebot zur Erreichung der Zielset­
zung von Aus- und Fortbildungsprogram­
men. 
(Verband der Bayerischen Entsorgungsun­
ternehmen e.V., Industrie- und Handels­
kammern) 

Mitgliedsunternehmen zu werben, die 
sich zertifizieren lassen, ist Daueraufgabe 
des Verbandes und seiner Gremien. Die 
IHKs wirken im Rahmen der Beratung 
von auf die Zertifizierung hin, insbesonde­
re durch ausführliches Info-Material. VBS 
wirbt zudem um eine Ausbildung inner­
halb der neu geschaffenen UT-Berufe 
und der Weiterbildung zum Entsorgungs­
fachwirt. 

; 

137 Durchführung von Pilotprojekten auf 
Gemeinde- und Landkreisebene zur Integ­
ration von Umweltinformationen in Daten­
verarbeitungssysteme; Ziel: Schaffung ei­
nes gemeinsamen Dateninformationssys­
tems mit einheitlicher Datengrundlage zur 
Bewertung von Umweltauswirkungen von 
Vorhaben 
(Bayerische Staatsregierung) 

Pilotprojekt in Altötting durchgeführt; In­
ternet-Verknüpfung mit den Originaldaten 
geplant (zunächst sind noch Datenschutz 
und sicherheitsrelevante Probleme aus­
zuräumen). 

☺ 

138 Verbesserung des derzeitigen Stands 
der Beteiligung insbesondere auf Herstel­
lerseite (ca. 80 %) mit dem Ziel der optima­
len Nutzung von Groß- und Sammelbehäl­
tern durch alle am Bau Beteiligten. 
(Baustoffhersteller, Baustoffhandel, Bau­
handwerk, Bauhauptgewerbe, Firma Inter­
seroh AG) 

Wirtschaft hat Thema nicht weiterverfolgt. . 
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139 Erarbeitung eines Leitfadens "Umwelt­
empfehlungen für Unternehmen des inter­
mediären Transaktionsbereichs", der bran­
chenspezifische Möglichkeiten für nachhal­
tiges Wirtschaften aufzeigt und Hilfestellung 
bei der Einführung von Umweltmanage­
mentsystemen gemäß EMAS und ISO 
14001 bietet 
(Landesverband Groß- und Außenhandel, 
Vertrieb und Dienstleistungen Bayern 
(LGAD)) 

Projektskizze vorgelegt; Projekt soll 2003 
durchgeführt werden. 

☺ 

140 Förderung des Verantwortungsbewusst­
seins für Umwelt, Zukunft und Nachhaltig­
keit durch Information, Beratung und Schu­
lung von Mitarbeitern und Kun­
den/Lieferanten, entsprechende Produkte 
unter Anwendung umweltverträglicher Be- 
und Verarbeitungsweisen einzusetzen und 
partnerschaftliche Rücknahme- und Entsor­
gungssysteme im gewerblichen Bereich 
auszubauen 
(Landesverband Groß- und Außenhandel, 
vertrieb und Dienstleistungen Bayern 
(LGAD)) 

Empfehlung des Verbandes des Baustoff-
Fachhandels in Bayern e.V. an seine Mit­
glieder, der Entsorgungspartnerschaft 
von Herstellern und Vertreibern (ISD In­
terseroh) beizutreten. Bisher sind 80% 
der Lieferanten (die über 905 der Wa­
renmengen liefern) dem Interseroh-
Entsorgungssystem angeschlossen. 
Holzhandel hat Kunden informiert, dass 
Verpackungen von 102 Lieferanten von 
Interseroh kostenlos entsorgt werden 
können. 

☺ 

141 Teilnahme weiterer Mitglieder an der 
bundesweiten "Entsorgungsgemeinschaft 
Regionaler Wirtschaftsverkehr" 
(Landesverband Bayerischer Transportun­
ternehmen e.V.) 

Lehrgänge mit fast 400 Teilnehmern ab­
gehalten. 

☺ 

142 Stärkung der Regionalwirtschaft durch 
Unterstützung und Betreuung einer "Dorfla­
den-Genossenschaft". Zusammenschluss 
von Dorfbewohnern in einem Pilotprojekt, 
um gemeinsam ein Einzelhandelsgeschäft 
zu betreiben mit dem Ziel der Versorgung 
des Dorfes mit Gütern des täglichen Be­
darfs, darunter auch Produkte regionaler 
Herkunft. Reduzierung der Einkaufsfahrten 
in die nächste größere Stadt und Belebung 
der Dorfgemeinschaft. Auswertung der Er­
gebnisse der Pilotprojekte und somit ggf. 
Grundlage weiterer Vorhaben mit vergleich­
barer Zielsetzung. 
(Genossenschaftsverband Bayern e.V.) 

Dorfladen Geisenhausen eG als Pilotpro­
jekt gegründet und betreut; in sechs wei­
teren Dörfern Dorfladen-
Genossenschaften gegründet. 

☺ 
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143 Unterstützung einer Initiative im Hand­
werksbereich zur Gründung von Handwer­
kerkooperationen mit dem Ziel der Errich­
tung sog. "Agenda 21 Häuser" durch regio­
nale Handwerker, die mit heimischen Bau­
stoffen im Sinne einer nachhaltigen Kreis­
laufwirtschaft geplant wurden. Nutzung der 
erzielten Erfahrungen für weitere Vorhaben. 
(Genossenschaftsverband Bayern e.V.) 

Gründung einer Handwerkerkooperation 
geplant. 

☺ 

144 Installierung eines funktionsfähigen Um­
weltmanagementsystems in Anlehnung an 
EMAS oder ISO 14001 über entsprechende 
Kennzahlen in den Bereichen Management, 
Betriebsökologie und Produktökologie 
(Finanzdienstleister) 

Die HVB Group hat ein Nachhaltigkeits­
netzwerk installiert, das eine konzernwei­
te Entwicklung des Themas Nachhaltig­
keit in den Bereichen Management, Be­
triebsökologie und Produktökologie er­
möglicht. Für die konzernweite Koordina­
tion und Steuerung der Nachhaltigkeits-
Handlungsfelder wurde ein Nachhaltig­
keitsmanagement-Team eingerichtet. 

☺ 

145 Verstärkung der internen Kommunikation 
umweltrelevanter Themen im Unternehmen 
durch Nutzung aller relevanten Medien und 
Mitarbeiterschulungen. 
(Finanzdienstleister) 

HVB-Group: 
• Internet-Auftritt der Abteilung "Nach­

haltigkeitsmanagement"; aktuelle Mel­
dungen auf der Intranet-Homepage; 

• Mitarbeiterzeitschrift; Artikel zu aktuel­
len Themen; 

• Regelmäßiger Newsletter zur laufen­
den Information und zur Meinungs-, 
bzw. zum Informationsaustausch mit 
den Netzwerkpartnern; 

• Mitarbeiterschulungen zum Thema 
"Nachhaltiges Bauen"; 

• Gezielte Verteilung des Nachhaltig­
keitsberichts; 

• Artikel im "Führungskräfte-Infobrief" 
zum Thema Nachhaltigkeit; 

☺ 

146 Durchführung von Marktanalysen zur 
Feststellung, für welche Art ökolo­
gisch/ethischer Produkte ein Nachfragepo­
tential vorhanden ist. Auf der Basis dieser 
Marktanalysen werden den Kunden geeig­
nete Anlageprodukte angeboten. Bei der 
Kreditvergabe wird auf Umweltchancen und 
–risiken geachtet. 
(Finanzdienstleister) 

Marktanalysen wurden durchgeführt 
(HVB Group); zum Thema "Umweltchan­
cen und –risiken" ausführliche Darstel­
lung im Nachhaltigkeitsbericht. 

☺ 

147 Ergreifung geeigneter Maßnahmen zur 
Senkung der Verbräuche. Einsatz regenera­
tiver Energien sowie Erarbeitung von Abfall­
konzepten. 
(Finanzdiesntleister) 

Maßnahmen wurden ergriffen, z.B. durch
Ökocontrolling, Ressourcenschonung, 
Emissionsreduzierung, Senkung des Pa­
pierverbrauchs, Einkaufsrichtlinien und 
Entsorgung. 

☺ 
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148 Keine pauschalen Wertabschläge bei der 
Beleihung von Grundstücken, die in ausge­
wiesenen Schutzgebieten liegen oder ge­
mäß der Fauna-Flora-Habitat- bzw. Vogel­
schutz-Richtlinie gemeldet sind. Etwaige 
Wertbeeinträchtigung ist im Einzelfall zu 
prüfen. 
(Sparkassenverband Bayern, Genossen­
schaftsverband Bayern e.V.) 

Entsprechende Hinweise gegenüber den 
Mitgliedern erfolgen ständig. 

; 

149 Vereinfachung des Antragsverfahrens für 
Fördermaßnahmen im Umweltbereich, ins­
besondere Vereinheitlichung der Formulare, 
Verschlankung des Antragsprozesses und 
Zusammenlegung der Programme. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Bankenverband, Landesanstalt für Aufbau­
finanzierung (LfA)) 

Intensive Beratung bei Fördermaßnah­
men im Umweltbereich durch die HVB 
Group; 

☺ 

150 Fortführung der Aktion "Umweltbewuss­
ter Hotel- und Gaststättenbetrieb". Gewin­
nung weiterer 200 Branchenbetriebe für 
eine Teilnahme an der Aktion. Förderung 
und Unterstützung von Pilot- und Gemein­
schaftsprojekten zur Registrierung gastge­
werblicher Betriebe nach EMAS. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Hotel- und Gaststättenverband e.V., Tou­
rismus Marketing GmbH, Industrie- und 
Handelskammertag) 

Über 500 Hotels und Gaststätten sind 
Partner im Umweltpakt Bayern, 282 Be­
triebe haben an der geförderten Umwelt­
beratung teilgenommen. 270 Betriebe 
führen das „Bayerische Umweltsiegel für 
das Gastgewerbe“, ein Drittel davon hat 
im Revalidierungszeitraum die Umwelt­
prüfung bereits zum zweiten Mal absol­
viert. 
Ein Gemeinschaftsprojekt zur Registrie­
rung gastgewerblicher Betriebe nach 
EMAS „Tölzer Tafernwirte“ (10 Betriebe) 
wurde realisiert. 
Im Rahmen eines Pilotprojektes wurden 
Kriterien für umweltorientierte Betriebs­
führung in Festzeltbetrieben erarbeitet. 
Mittlerweile führen diverse Volksfestbe­
triebe das Umweltsiegel (14 Festzeltbe­
triebe Münchner Oktoberfest, 3 Festzelt­
betriebe Landshuter Dult, ein Festzeltbe­
trieb Erlanger Bergkirchweih). 
Zwei Hotelbetriebe aus München (King’s 
Hotels) führen seit 2004 das Europäische 
Tourismusumweltzeichen. Die beiden 
Häuser gehören zu den ersten Hotels in 
Deutschland, die berechtigt sind, das Eu­
ropäische Tourismusumweltzeichen zu 
führen. 

; 
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151 Verstärkte Integration des Aspekts um­
weltbewusster Betriebsführung in die Infor­
mationstätigkeit. Weitere Information der 
Branchenbetriebe über Beratungs- und För­
dermöglichkeiten sowie Einzelfallberatun­
gen in Zusammenarbeit mit dem Partnerun­
ternehmen IMET GmbH. 
(Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband 
e.V.) 

Regelmäßige Berichterstattung im Gast­
gewerbemagazin über Umweltthemen 
(Energie- und Wassereinsparung, Thema 
Fettabscheider) für ca. 16.000 Mitglieds­
betriebe; regelmäßige Informationen über 
Umweltberatungen im Gastgewerbema­
gazin. 252 geförderte Unternehmen Um­
weltberatungen wurden vom BHG-
Partnerunternehmen IMET GmbH durch­
geführt. 

; 

152 Entwicklung eines Konzepts für Bera­
tungsmaßnahmen bei Umsetzung von Um­
weltleitfäden. Hilfestellung der betrieblichen 
Führungsebene für Selbstinitiative und ei­
genverantwortliche Weiterentwicklung der 
Leitfadeninhalte. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer 
Hotel- und Gaststättenverband e.V., Lan­
desverband Bayerischer Transportunter­
nehmen e.V.) 

Das Ziel wird im Rahmen des Projektes 
"Umwelt- und Qualitätsmanagement für 
Klein- und Mittelbetriebe" zusammen mit 
dem IHKT und dem BHT umgesetzt. 
Gemeinschaftsaktion mit dem Landes­
verband Bayerischer Transportunterneh­
men "Umweltschonend fahren – Kraftstoff 
sparen". Das Projekt hat im Dezember 
2004 begonnen und ist noch nicht abge­
schlossen. 

☺ 

153 Einbeziehung eingeführter Umweltzei­
chen (z.B. Umweltsiegel, Öko-Audit-Label) 
bei touristischen Marketingmaßnahmen so­
wie, bei Erstellung von touristischem Wer­
bematerial und Messepräsentationen; Ent­
wicklung eines Konzepts zu deren Integrati­
on in die Informations- und Öffentlichkeits­
arbeit sowie Marketingstrategien für den 
Tourismusstandort Bayern 
(Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband 
e.V.) 

Umweltsiegel wurde in der zielgruppen­
orientierten touristischen Werbung und in 
die touristischen Produktlinien wie folgt 
integriert: 
Das Umweltsiegel zur führen ist bepunk­
tetes Kriterium der Qualitätsprüfungen 
der Produktlinien der BayTM GmbH (Well 
Vital, Kinderland Bayern, Tagen in BAy­
ern). 
BHG und BayTM GmbH unterstützen 
Gemeinschaftsinserate von Umweltsie­
gelbetrieben in Journalbeilagen der 
BayTM GmbH (z.B. Radeln plus, Hits für 
Kids, etc.). Die Journalbeilagen sind tou­
ristische Werbebroschüren, die zielgrup­
penorientiert spezifischen Zeitschriften 
(Brigitte, Elle, Elternzeitschriften, Geo 
etc.) beigelegt werden. 
Die Umweltsiegelbetriebe sind in einer 
attraktiv aufgemachten, gastorientierten 
Homepage im Internet präsentiert: 
www.umweltsiegel.de 

; 
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154 Förderung der regionalen Kreislaufwirt­
schaft und Stärkung regionaler Märkte. Ver­
stärkte Zusammenarbeit zwischen landwirt­
schaftlichen Erzeugern, Handwerkern und 
dem Gastgewerbe. Förderung von Regio­
nalmarktprojekten in Zusammenarbeit mit 
dem örtlichen Gastgewerbe und Strategien 
für die Kommunikation des "Marktes der 
kurzen Wege". 
(Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband 
e.V.) 

Zahlreiche Regionalmarktprojekte und – 
Veranstaltungen werden in Zusammen­
arbeit landwirtschaftlicher Erzeuger und 
der örtlichen BHG-Repräsentanten 
durchgeführt. 
Mit einem "Tag der offenen Tür in Um­
weltsiegelbetrieben" in allen Regionen 
Bayerns wurde auf die Umweltleistungen 
der Betriebe und die Regionalmarktbezo­
genheit aufmerksam gemacht. Ein 
Schwerpunkt war hierbei Möglichkeit, 
dass sich die Handwerksbetriebe und 
regionale Lebensmittellieferantenm mit 
denen die Gastronomiebetriebe zusam­
menarbeiten, präsentieren konnten. Die
Öffentlichkeitsarbeit erfolgte durch den 
BHG. Aus der einmaligen Gemein­
schaftsaktion ist ein Konzept und eine 
Ideensammlung entstanden, die von den 
Teilnehmerbetrieben für Einzelaktionen 
„Tag der offenen Tür“ genutzt wird. Eine 
Beteiligung an den Aktionen des Bünd­
nisses „Tag der Regionen“ erfolgt. 

; 

155 Verstärkung der Umweltberatung. Unter­
stützung der Existenzgründerberatungen 
mit öffentlichen Fördermitteln. 
(Bayerische Staatsregierung, Wirtschafts­
kammern) 

; 

156 Erarbeitung eines Kommunikationskon­
zepts zur dauerhaften Vermittlung des
Nachhaltigkeitsgedankens in der Öffentlich­
keit. 
(Bayerische Staatsregierung, Wirtschafts­
verbände, Kammern) 

; 

157 Verstärkte Einbeziehung von Umweltfra­
gen in Fachkongresse 
(Bayerisches Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie) 

Verstärkte Einbeziehung von Umweltfra­
gen vorgenommen; spezielle Fachkon­
gresse mit Umweltthemen durch "Bayern 
Innovativ". 

; 

158 Fortführung bzw. Fortschreibung der 
"Freiwilligen Vereinbarung der Mobilfunk­
betreiber". Kooperation und frühzeitige In­
formation von regionalen Planungsverbän­
den, Kreisverwaltungsbehörden und Ge­
meinden über beabsichtigte Planungen 
(Bayerische Staatsregierung, Mobilfunk­
betreiber in Bayern) 

Freiwillige Vereinbarung fortgeschrieben; 
Kommunen werden beim Netzausbau 
eingebunden. 
Mobilfunkpakt Bayern II am 27.11.2002 
unterzeichnet. 

; 
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159 Errichtung eines Kompetenzzentrums für 
nachwachsende Rohstoffe in Straubing; 
Bündelung der in Bayern auf diesem Gebiet 
tätigen Einrichtungen und Ansprechpartner. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Kompetenzzentrum für Nachwachsende 
Rohstoffe in Straubing errichtet. 
C.A.R.M.E.N. e.V., Wissenschaftszent­
rum der TU München und der FH Wei­
henstephan sowie Technologie- und För­
derzentrum des Staatsministeriums für 
Landwirtschaft und Forsten sind eingezo­
gen. 

; 

160 Förderung des weiteren Ausbaus des 
Kompetenzzentrums Umwelt Augsburg-
Schwaben (KUMAS) zu einem Netzwerk 
von Know-how-Trägern aus Wirtschaft, Wis­
senschaft, Politik, Bildungswesen, 
Technologietransferstellen und Verwaltung. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Neben der geleisteten 3-jährigen An­
schubfinanzierung für die Geschäftsstelle 
des KUMAS e.V. wurden für weitere zwei 
Jahre Mittel in Höhe von 100.000 EUR 
jährlich für Projekte bereitgestellt. Danben 
sind die in der "High-Tech-Offensive" 
(HTO) vorgesehenen Projekte und Maß­
nahmen (u.a. Aufbau eines eigenen Stu­
diengangs "angewandte Informatik", die 
Einrichtung eines "Wissenschaftszent­
rums für Umweltkompetenz" und eines 
"Anwendungszentrums für Material- und 
Umweltforschung") in Umsetzung. 

; 

7. Umweltmanagement
161 Durchführung eines Pilotprojekts zur 
Entwicklung von Nachhaltigkeitsindikatoren 
(Schwerpunkt Ökonomie und Ökologie) für 
Betriebe. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Indikator "Umweltmanagement" vom LfU 
konzipiert. 

☺ 

162 Durchführung von Pilotprojekten zur In­
tegration von Umweltinformationen in Da­
tenverarbeitungssystemen 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

In den Umweltobjektkatalog wurden Da­
tenarten aufgenommen, die auch für Re­
cherchen seitens der Industrie von Inte­
resse sind: Daten zum Nachweis von Ab­
fallbeseitigungsanlagen, Lärmschutz, Bo­
deninformationssystem, Infozentrum 
Umweltwirtschaft. Die Ergänzung / Fort­
schreibung erfolgt laufend. 

☺ 

163 Fortführung des Bayerischen Umweltbe­
ratungs- und Auditprogramms (BUBAP) 
nach Maßgabe der verfügbaren Haushalts­
mitteln in modifizierter Form und mit einem 
Fördervolumen von jährlich bis zu 2 Mio. 
DM. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Das BUBAP wird in modifizierter Form 
(ab 1.1.2001) mit dem bisherigen Förder­
volumen fortgeführt. 

; 
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164 Nach erfolgter Novellierung der EG-Öko-
Audit-Verordnung (EMAS II) Erarbeitung 
von Informationen über deren Inhalte und 
wesentliche Änderungen. Weitere Angebote 
von Informationsmaterialien zu Umwelt­
schutzsystemen und zu anderen Instrumen­
ten des betrieblichen Umweltschutzes. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Unmittelbar nach in Kraft treten der novel­
lierten EMAS-Verordung (April 2001) 
wurde gemeinsam von den bayerischen 
IHKs und dem Umweltministerium ein 
Praxisleitfaden zur Information der Be­
triebe veröffentlicht. Zeitgleich wurde ein 
Internetangebot zu EMAS (mittlerweile 
ergänzt um die anderen Umweltmana­
gementsysteme) einschließlich der Infor­
mationen zu Verwaltungserleichterungen 
bereitgestellt sowie eine Umweltpakt-
Info-Zeitung mit den wesentlichen
Änderungen der neuen Verordnung 

; 

165 Aktive Unterstützung der nach EMAS 
registrierten Unternehmen bei der Präsenta­
tion der Umwelterklärungen. Einrichtung 
einer kostenlosen Plattform für alle im 
Standortregister aufgeführten bayerischen 
Unternehmen, damit die Umwelterklärungen 
der Öffentlichkeit auch über das Standortre­
gister zugänglich sind. 
(Industrie- und Handelskammer für Mün­
chen und Oberbayern) 

erarbeitet.Für EMAS-registrierte Unternehmen wird 
kostenlos ein Link vom EMAS-Register-
Eintrag zur Umwelterklärung geschaltet.  

; 

166 Unterstützung von Projekten in Anleh­
nung an die Aktion "Ökoprofit" auch unab­
hängig von kommunalen Initiativen. 
(Bayerische Staatsregierung, Industrie- und 
Handelskammern) 

In allen Regierungsbezirken wird ÖKO-
PROFIT unabhängig von kommunalen 
Initiativen unterstützt. 

; 

167 Entwicklung eines Leitfadens, um die
freiwillige Information von Öffentlichkeit und 
Behörden und die dafür notwendigen Mel­
dungen zu verbessern. 
(Bayerische Staatsregierung, chemische 
Industrie) 

Arbeitsgruppe eingerichtet; sie hat zwei­
mal getagt und wird in Kürze wieder ihre 
Arbeit aufnehmen. 

☺ 

168 Aktualisierung und Weiterentwicklung 
bestehender Umweltkonzepte für ausge­
wählte Branchen. Unterstützung der Erstel­
lung weiterer Branchenkonzepte. Weitere 
Intensivierung der Umsetzung vorhandener 
Branchenleitfäden u.a. durch Einbeziehung 
in Schulungs- und Fortbildungsangebote. 
(Bayerische Staatsregierung, betroffene 
Verbände) 

; 



- 51 -


169 Verstärkte Publikation von Leitfäden und 
Informationen zu Umweltmanagementsys­
temen unter Nutzung neuer Medien (Inter­
net, CD-Rom). 
(Bayerische Staatsregierung) 

Sämtliche Branchenleitfäden sind über 
den Online-Bestellservice des StMLU 
verfügbar. Das Internet-Angebot bietet 
daneben ausführliche Informationen zu 
Umweltmanagementsystemen und die in 
diesem Zusammenhang bedeutsamen 
Initiativen Bayerns zur Verwaltungsver­
einfachung. Auf dieser Internet-
Oberfläche wird u.a. auch der neue von 
StMLU und Kammern herausgegebene 
EMAS-Leitfaden zum kostenlosen 
Download angeboten. 

; 

170 Initiieren eines Pilotprojekts mit dem Ziel 
der Integration umweltrelevanter Daten in 
betriebliche Standardsoftware zur Reduzie­
rung des Aufwands für die Datenerhebung 
bei Einführung und Umsetzung eines Um­
weltmanagementsystems. Förderung von 
Pilotprojekten zum Umweltcontrolling (etwa 
ISO 14031 "Umweltleistungsbewertung"; 
Einsatz von Nachhaltigkeitsindikatoren in 
Unternehmen). 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Initiierung eines Pilotprojektes zum Um­
weltcontrolling im Rahmen des Ansatzes 
„Nachhaltigkeitsindikatoren“. Wirtschaft 
hat Ansatz nicht aufgegriffen. LfU hat 
„Nachhaltigkeitsindikatoren in der kom­
munalen Praxis“ sowie „Umweltindikato­
ren Bayern“ entwickelt. 

. 

171 Weiterer Ausbau des Dienstleistungs­
zentrums für die Wirtschaft am LfU u.a. 
durch Einrichtung eines Informations- und 
Dokumentationszentrums "Umwelttechno­
logie und Umweltmanagement" im Rahmen 
der High-Tech-Offensive Bayern. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Infozentrum UmweltWirtschaft (IZU) in 
Augsburg ist Mitte 2003 der Öffentlichkeit 
vorgestellt worden und hat seine Arbeit in 
vollem Umfang aufgenommen. 

; 

172 Förderung eines Pilotprojekts "Integrier­
tes Management in kleinen und mittleren 
Betrieben" mit dem Ziel der Schaffung eines 
integrierten Managementsystems für Ar­
beitssicherheit-, Qualitäts- und Umweltma­
nagement auf Grundlage des Arbeits­
schutzmanagement-Konzepts OHRIS, der 
Normenreihen ISO 9000 ff. und ISO 14000 
ff. sowie EMAS. Für KMU's Förderung eines 
Pilotprojekts zur Einbeziehung von Umwelt­
aspekten in Qualitätsmanagementsysteme 
und zur Verbindung von Umweltmanage­
mentsystemen mit 
Qualitätsmanagementsystemen. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Mit dem Projekt zur Schaffung eines in­
tegrierten Managementsystems wurde 
unter Beteiligung von Wirtschafts- und 
Sozialministerium begonnen. Es wird fe­
derführend vom Arbeitskreis "Europäi­
sche Normung und Qualitätssicherung" 
begleitet. Der stark praxisbezogene Leit­
faden soll bis Mitte 2003 vorliegen. 

; 



- 52 -


173 Einführung von Umweltmanagementsys­
temen in der staatlichen Verwaltung und in 
Unternehmen mit staatlicher Beteiligung. 
(Bayerische Staatsregierung) 

• Seit 1997 Umweltmanagementsystem 
nach der EG-Öko-Audit-Verordnung 
im Bayerischen Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfra­
gen; Umstellung auf EMAS im Jahr 
2003; EMAS im Landesamt für Um­
weltschutz, Augsburg und im Lan­
desamt für Wasserwirtschaft, Mün­
chen, Öko-Audit bei den Wasserwirt­
schaftsämtern Würzburg, Hof, Am­
berg, Krumbach und bei der Fluss­
meisterstelle Rosenheim; 

• Umweltmanagementsysteme an 
Hochschulen: 
Pilotprojekte sind durchgeführt an der 
Universität Augsburg und der Univer­
sität Bayreuth; eingeführt an der Uni­
versität München und der Fachhoch­
schule Landshut; 

• Umweltmanagementsysteme an 
Krankenhäusern: zahlreiche Kliniken 
in kommunaler, staatlicher oder priva­
ter Trägerschaft haben ein Umwelt­
managementsystem eingeführt; 

• EG-Öko-Audit am Staatlichen Hof­
bräuhaus in München. 

☺ 

174 Die Beschäftigten verstärkt mit der Funk­
tionsweise des EMAS und der Substitution 
für EMAS-Betriebe vertraut machen. Durch­
führung weiterer 15 Schulungsveranstaltun­
gen pro Jahr bis zum Jahr 2005 – auch un­
ter Einbeziehung der Verwaltungsschulen – 
und durch Schulungs- und Informationsver­
anstaltungen in den Regierungsbezirken 
zum Umweltmanangement und zu den 
Möglichkeiten einer umweltbewussten Be­
triebsführung. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Bisher 3 Seminarveranstaltungen "Be­
triebliche Eigenverantwortung und Voll­
zugserleichterungen im Umweltrecht" bei 
der Regierung von Oberfranken in Bam­
berg (24.04.02), bei der Regierung von 
Niederbayern in Landshut (26.04.02) und 
bei der Regierung von Oberbayern 
(30.01.03). Weitere Veranstaltungen sind 
geplant. 

☺ 

8. Verwaltungsvereinfachung
175 Beitrag zu einer Harmonisierung und 
Systematisierung des Umweltrechts sowie 
der Umweltstandards in Europa bei weitest 
möglicher Reduzierung des Verwaltungs­
aufwands für Unternehmen und Behörden. 
Verstärkung von gegenseitiger Information 
und Koordinierung. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Satz 1 wird fortlaufend umgesetzt. Satz 2: 
Regelmäßige Informationen der Wirt­
schaft in der Arbeitsgruppe "Verwaltungs­
vereinfachung und Deregulierung". 

☺ 
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176 Begleitung der europäischen Chemika­
lienpolitik durch Abstellen eines Mitarbei­
ters. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Zusage der Staatsregierung, für die 
Dauer von sechs Monaten einen Mitarbei­
ter zur Begleitung der laufenden Neuord­
nung der Europäischen Chemikalienpoli­
tik an die Vertretung des Freistaats in 
Brüssel abzustellen, wurde erfüllt. 

; 

177 Bei der Umsetzung europäischer Vor­
schriften in nationales Recht wird besonders 
darauf geachtet, dass keine zusätzlichen 
überobligatorischen Regelungen geschaffen 
werden und ggf. Deregulierungspotentiale 
genutzt werden. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Insbesondere bei der Umsetzung der
UVP-Änderungsrichtlinie und der IVU-
Richtlinie durch das sog. "Artikelgesetz" 
hat sich die Bayerische Staatsregierung 
für eine 1:1 Umsetzung der europäischen 
Vorgaben eingesetzt. 

; 

178 Aufnahme weiterer Substitutionsmög­
lichkeiten bei Berichtspflichten nach Was­
serrecht, bei behördlichen Anordnungen 
nach Abfallrecht und Immissionsschutzrecht 
sowie bei Dokumentationspflichten nach 
Wasserrecht, Abfallrecht und Immissions­
schutzrecht sukzessive in ohnehin zu än­
dernde und neu zu erlassende Verwal­
tungsvorschriften. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Mit Vollzugsschreiben vom 13.09.2001 
wurden weitere Substitutionsmöglichkei­
ten geschaffen. 

; 

179 Deregulierungsinitiative im Bundesrat um 
u.a. Vorschriften für EMAS - registrierte Be­
triebe zu vereinfachen (Grund ist eine be­
reits ausgearbeitete Liste von etwa 40 Vor­
schlägen zur Deregulierung) 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Liste mit den Deregulierungsvor­
schlägen wurde in das Bundesratsverfah­
ren zum sog. "Artikelgesetz" eingebracht, 
hat allerdings keine Mehrheit gefunden, 
die Bundesregierung hat inzwischen E-
MAS-Privilegierungs-Verordnung erlas­
sen, die überwachungsrechtliche Erleich­
terungen für EMAS-registrierte Unter­
nehmen vorsieht. 

; 

180 Durchführung eines Pilotprojekts, um die 
Möglichkeit einer "Rahmengenehmigung" 
zu untersuchen mit dem Ziel, das Genehmi­
gungsverfahren für emittierende Anlagen zu 
verschlanken, ohne auf einen wirksamen 
Umweltschutz zu verzichten. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Die Umsetzung wird in der Arbeitsgruppe 
"Deregulierung und Verwaltungsvereinfa­
chung" erörtert (vgl. das holländische 
Projekt ENAP mit Beteiligung des 
StMLU). 

☺ 

181 Gemeinsame Erörterung, inwieweit die 
verschiedenen gesetzlichen Regelungen zu 
Betriebsbeauftragten im Umweltbereich 
vereinfacht werden können. Integration der 
Beauftragten in Umweltmanagementsyste­
me. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft, betroffene Verbände) 

Wird von der bayerischen Wirtschaft nicht 
weiterverfolgt. 

. 
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182 Senkung der Kosten der Abfall- und Ab­
wasserentsorgung, um den Anreiz einer 
Teilnahme am EG-Öko-Audit zu erhöhen 
und den betrieblichen Kosten, die durch 
Umweltmanagementsysteme entstehen, 
Rechnung zu tragen. Dabei müssen lang­
fristige Lösungen gefunden werden, die das 
Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden 
achten und die umweltgerechte Entsorgung 
nicht gefährden. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Verhandlungen über die Umsetzung 
dauern noch an. 

☺ 

183 Prüfung des Verzichts auf die Erhebung 
von Wassernutzungsentgelte für EMAS-
Betriebe. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die Verhandlungen über die Umsetzung 
dauern noch an. 

☺ 

184 Unter Beachtung des Selbstverwaltungs­
rechts der Gemeinden wird bei den Kosten 
für die Abwasserbeseitigung den Bemühun­
gen der Unternehmen um kostensenkende 
Abwasserentsorgung Rechnung getragen. 
Anlässlich Änderung des Abwasserabga­
bengesetzes auf eine verursachergerechte­
re Abwasserabgabe und den Entfall der 
Abwasserabgabe für EMAS-Betriebe hin­
wirken. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Satz 1: Verhandlungen über die Umset­
zung dauern noch an. 
Satz 2: Ablehnende Haltung der Länder
im Bundesrat zur Änderung des Abwas­
serabgabengesetzes. 

☺ 

185 Senkung der Gebühren für registrierte 
EMAS-Betriebe in immissionsschutzrechtli­
chen Verfahren. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Mit Wirkung vom 01.09.2001 wurden die 
Gebühren im immissionsschutzrechtli­
chen Genehmigungsverfahren für EMAS­
registrierte Unternehmen um 30% ge­
senkt. 

; 

186 Einrichtung von mehr Spielräumen für 
Unternehmen, die freiwillig mehr Eigenver­
antwortung für den Umweltschutz überneh­
men, im Steuerrecht. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Verhandlungen über die Umsetzung dau­
ern noch an. 

☺ 

187 Prüfung, den Statistikaufwand für die 
Wirtschaft deutlich zu reduzieren. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Im Sinne der Verschlankung des bisheri­
gen Datenumfangs hat der Expertendia­
log Umwelt VCI/VBW den Versuch unter­
nommen, als Pilotprojekt einen Datenpool 
Wasser/Abwasser zu erarbeiten. Am Dia­
log nehmen Vertreter der Wirtschaft, des 
Landesamtes für Wasserwirtschaft sowie 
für Statistik und Datenverarbeitung und 
das StMLU teil. Zuletzt wurde am 
04.02.2003 im Expertendialog die Erhe­
bungsbögen 7A und 7B einvernehmlich 
gekürzt. 

; 
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188 Erleichterungen für ISO 14001 akkredi­
tierte Betriebe wie EMAS-Betriebe, wenn 
sie die Umweltschutzleistung kontinuierlich 
verbessern, alle einschlägigen Vorschriften 
des Umweltrechts einhalten und die Öffent­
lichkeit regelmäßig informieren. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Die Frage, wie die Bedingungen im 2. 
Halbsatz des nebenstehenden Zieles zu 
prüfen sind, wird derzeit innerhalb der 
Staatsregierung und mit der Wirtschaft 
diskutiert. 

☺ 

189 Mediation zur Konfliktlösung. Erprobung 
in einem konkreten Verfahren als Mittel der 
Verwaltungsvereinfachung und aus der Er­
fahrung ggf. Erarbeitung von Grundsätzen 
für deren Einsatz  
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Umsetzung noch nicht begonnen, da in 
der Arbeitsgruppe "Deregulierung und 
Verwaltungsvereinfachung" noch kein 
geeignetes Verfahren identifiziert werden 
konnte; Vorbehalte auf Wirtschaftsseite. 

☺ 

190 Schulung der Beschäftigten auf allen 
Ebenen mit dem Kooperationsprinzip im 
Umweltschutz, der Funktionsweise des EG-
Öko-Audits und der einzelnen Vereinfa­
chungen. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Im Rahmen einer Seminarreihe "Betrieb­
liche Eigenverantwortung und Vollzugser­
leichterungen im Umweltrecht" fanden im 
Jahre 2002 zwei Schulungen bei den Re­
gierungen von Oberfranken und Nieder­
bayern statt. Zwei weitere Seminare wur­
den im Januar und März 2003 bei den 
Regierungen von Oberbayern und der 
Oberpfalz abgehalten (angestrebt sind 
möglichst 2 Veranstaltungen pro Regie­
rungsbezirk). 

☺ 

9. Regionalisierung
191 Verstärkte Information der fachlich be­
troffenen Beschäftigten der Kreisverwal­
tungsbehörden und der Regierungen über 
Verwaltungsvereinfachung und die Koope­
ration mit der Wirtschaft. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die fachlich betroffenen Beschäftigten der 
Kreisverwaltungsbehörden und der Re­
gierungen werden im Rahmen von 
Dienstbesprechung und Seminarveran­
staltungen verstärkt über die Möglichkei­
ten der Verwaltungsvereinfachung und 
Kooperation mit der Wirtschaft informiert. 

☺ 

192 Durchführung regelmäßiger Veranstal­
tungen, u.a. zu den Themen Teilnahme am 
Umweltpakt, Umsetzung von umweltbezo­
genen Branchenkonzepten (Leitfäden), 
Umweltmanagementsysteme (EMAS, ISO, 
Qualitätsverbund umweltbewusster Hand­
werksbetriebe – QuH) und deren Förderung 
(z.B. Bayerisches Umweltberatungs- und 
Auditprogramm). 
(Bezirksregierungen, regionale Wirtschafts­
kammern) 

Die auf der Ebene der Bezirksregierun­
gen eingerichteten "Regionalen Arbeits­
gruppen Umweltpakt Bayern" befassen 
sich in ihren regelmäßigen Sitzungen u.a. 
auch mit den erwähnten Themen. 

; 
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193 Regelmäßige Informationen der Kom­
munen über Agenda-Prozesse, insbesonde­
re über Umweltmanagementsysteme in die­
sem Rahmen und über das kommunale 
Öko-Audit. 
(Bezirksregierungen) 

Zahlreiche ausführliche Informationen 
(Veranstaltungen, Zeitschriften, u.a.) 
durch die KommA21 am Landesamt für 
Umweltschutz; Pilotprojekt "Kommunales
Öko-Audit" fortgeführt. 

; 

194 Unterstützung von Aktivitäten lokaler A­
genda 21-Prozesse, z.B. die Umsetzung 
von Umweltmanagementsystemen wie Ö­
koprofit, durch Information und Beratung. 
Finanzielle Förderung von Maßnahmen des 
betrieblichen Umweltschutzes im Rahmen 
kommunaler Agenden mit Mitteln des Baye­
rischen Umweltberatungs- und Au­
ditprogramms. 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

Unterstützung in Foren und durch Mo­
dellvorhaben sowie finanzielle Förderung 
durch Förderprogramm für kommunale 
Agenden. 

; 

195 Information der fachlich betroffenen Be­
schäftigten an den Regierungen und Kreis­
verwaltungsbehörden mit der Funktionswei­
se und Bedeutung des Öko-Audits und der 
Anwendung der Substitutionsvorschriften. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die fachlich betroffenen Beschäftigten der 
Kreisverwaltungsbehörden und der Re­
gierungen werden im Rahmen von 
Dienstbesprechung und Seminarveran­
staltungen verstärkt über die Möglichkei­
ten der Verwaltungsvereinfachung und 
Kooperation mit der Wirtschaft informiert. 

☺ 

196 Errichtung "Runder Tische" zum regel­
mäßigen Informations- und Meinungsaus­
tausch, Ausstattung der Arbeitsgruppen für 
Nachhaltige Entwicklung mit den für ihre 
Aufgaben nötigen modernen Kommunikati­
onsmitteln. 
(Bayerische Staatsregierung, Bezirksregie­
rungen, regionale Kammerorganisationen, 
Bezirksstellen der Vereinigung der Bayeri­
schen Wirtschaft) 

In allen Regierungsbezirken sind inzwi­
schen "Regionale Arbeitsgruppen Um­
weltpakt Bayern" eingerichtet worden. Sie 
bestehen aus Vertretern der Bezirksregie­
rungen sowie der regionalen Einrichtun­
gen der Wirtschaftsverbände (Hand­
werkskammer, Industrie- und Handels­
kammer, Vereinigung der Bayerischen 
Wirtschaft). Ausstattung mit modernen 
Kommunikationsmitteln (u.a. PC, Bea­
mer) ist erfolgt. 

; 

197 Erarbeitung freiwilliger Modelle zur Be­
schleunigung von Genehmigungsverfahren 
nach dem Vorbild der Initiative "Schnelle 
Schlichtung Schwaben". 
(Genehmigungsbehörden, regionale Wirt­
schaftskammern) 

In mehreren Regierungsbezirken ist die 
Umsetzung erfolgt; ebenso im Rahmen 
der Verwaltung 21. 

☺ 
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10. Internationale Kontakte; Export von Umwelttechnologie 
198 Rechtzeitige Information über anstehen­
de internationale Projektausschreibungen 
und Schaffung eines besonderen Zugangs 
bei den wichtigsten internationalen Instituti­
onen, um bereits in der Vorbereitungsphase 
internationaler Projektausschreibungen die 
Information bayerischer Unternehmen zu 
ermöglichen und damit deren Exportchan­
cen zu steigern. 
(Bayerische Staatsregierung, Industrie- und 
Handelskammern, Vereinigung der Bayeri­
schen Wirtschaft) 

• Kontaktvermittlung durch bayerische 
Repräsentanz bei den Internationalen 
Entwicklungsbanken mit Sitz in Wa­
shington 

• Back Office zur bayerischen Reprä­
sentanz beim Auftragsberatungszent­
rum der IHK für München und Ober­
bayern (Beratung, Seminare, Info-
Veranstaltungen, Sprechtage) 

• Auftragsberatungszentrum Bayern 
e.V. 

• Clearingstelle bei der Bayerischen 
Ingenieurkammer Bau (u.a. Herstel­
lung von persönlichen Kontakten, an­
wenderorientiertes Coaching im Aus­
landsgeschäft); Aufgaben werden 
nunmehr von der Außenwirtschaftsab­
teilung der Bayerischen Ingenieur­
kammer Bau übernommen. 

• BAIKUM – Bayerische Innovations-
und Kooperationsinitiative Umwelt­
technologie (u.a. mit der zentralen In­
ternetplattform für die außenwirt­
schaftlichen Aktivitäten der bayeri­
schen Umwelttechnologie) 

• Bayerische Beteiligung an der Deve­
lopment Gateway Foundation (u.a. di­
rekter Zugang zu der Ausschrei­
bungsplattform „dgMarket“ und Kon­
takt bayerischer Unternehmen mit 
Weltbank-Ansprechpartnern) 

; 

199 Errichtung einer Clearingstelle zur Stei­
gerung des Dienstleistungsexports, die über 
Marktchancen berät, geeignete Projekte 
frühzeitig identifiziert und für bestimmte Pro­
jekte interessierte Ingenieurbüros zu größe­
ren Einheiten zusammenführt. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerische 
Bauingenieurkammer-Bau) 

Clearingstelle für internationale Dienst­
leistungskooperation wurde eingerichtet. 
Aufgaben werden nunmehr übernommen 
von der Außenwirtschaftsabteilung der 
Bayerischen Ingenieurkammer Bau , her­
vorzuheben ist insbesondere die Grün­
dung des Netzwerkes BTC – Bavarian 
Technology Consult zu Intensivierung der 
Zusammenarbeit im Ausland. 

; 
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200 Errichtung einer Kontaktberatung für wei­
tere spezifische Exportregionen nach dem 
Beispiel der Kontaktbüros für Asien und Pa­
zifik (KAP). 
(Bayerische Staatsregierung, bayerische 
Wirtschaft) 

"Kontaktbüro Ausland" beim Außenwirt­
schaftszentrum (AWZ) der bayerischen 
Industrie- und Handelskammern wurde 
2001 eingerichtet und bis Mitte 2004 be­
trieben. In dieser Zeit wurden 614 Bera­
tungen über 51 Kontaktberater durchge­
führt. Die Markteinstiegshilfe erfolgt nun­
mehr branchenübergreifend über das 
neue Programm „Fit für Auslandsmärkte 
– Go International!“ 

; 

201 Begleitung der bayerischen Wirtschaft 
bei der Beteiligung an internationalen Aus­
schreibungen für Infrastrukturprojekte im 
Umweltbereich hinsichtlich der Bildung von 
hierfür notwendigen Konsortien als Organi­
satoren oder Moderatoren. 
(Industrie- und Handelskammern, Vereini­
gung der Bayerischen Wirtschaft) 

• Kontaktvermittlung durch bayerische 
Repräsentanz bei den Internationalen 
Entwicklungsbanken mit Sitz in Wa­
shington 

• Förderung der Beraterdienstleistun­
gen für ein Konsortium im Rahmen 
des MAWBP. MAWBP wurde Ende 
2003 eingestellt. 

• Gemeinschaftsprojekt mit der Fraun­
hofer-Gesellschaft (FhG): „Bayerische 
Initiative zur Konsortialbildung für In­
ternationale Entwicklungsprojekte“ 
(u.a. Beratung des bayerischen Mit­
telstandes für Beschaffungsprojekte 
der Weltbankgruppe und anderer in­
ternationaler Entwicklungsbanken) 

• BAIKUM – Bayerische Innovations-
und Kooperationsinitiative Umwelt­
technologie 

; 

202 Beratende Begleitung der Bildung von 
Firmenkonsortien im Rahmen von Umwelt­
projekten (u.a. Projektfinanzierungen und 
Betreibermodelle) im Ausland. 
(Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft) 

Der von der vbw und der IHK für Mün­
chen und Oberbayern mitinitiierte und 
unterstützte Verein "Global Partners Bay­
ern" befasst sich bei der Akquise von in­
ternationalen Infrastrukturprojekten auch 
mit diesem Thema. 

; 
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203 Unterstützung des Zusammenschusses 
von Unternehmen einer bestimmten Bran­
che zum Einstieg in neue Auslandsmärkte 
mit dem Ziel dieser sog. Firmenpools, die 
Kosten und Risiken des Markteintritts für die 
beteiligten Firmen im Ausland zu minimie­
ren. 
(Bayerische Staatsregierung, Industrie- und 
Handelskammern) 

• Gemeinschaftsprojekt mit der Fraun­
hofer-Gesellschaft (FhG): "Bayerische 
Initiative zur Konsortialbildung für in­
ternationale Entwicklungsprojekte“ 
(u.a. Beratung des bayerischen Mit­
telstandes für Beschaffungsprojekte 
der Weltbankgruppe und anderer in­
ternationaler Entwicklungsbanken); 

• Durchführung von Markterschlie­
ßungsprojekten im Rahmen des Au­
ßenwirtschaftszentrum Bayern (u.a. 
nach Osteuropa, Türke, Irland); 

• BAIKUM Bayerische Innovations- und 
Kooperationsinitiative Umwelttechno­
logie; 

• KMU-EFRE-Förderung (EU-Mittel 
werden im Projekt „Fit für Auslands­
märkte - Go International“ im Rahmen 
einer Kofinanzierung gezielt einge­
setzt, um Unternehmen für Auslands­
aktivitäten fit zu machen und strate­
gisch auf eine Internationalisierung 
auszurichten) 

; 

204 Unterstützung der Heranführung von 
Projektgemeinschaften kleiner und mittlerer 
Unternehmen an neue Projekt- und 
Finanzierungsmodelle. Bereitschaft zur 
Leistung einer Anschubfinanzierung für 
einen revolvierenden Fonds der Wirtschaft, 
um den Zugang zu Ausschreibungen von 
(Pre-)Feasibility-Studien für internationale 
Projekte v.a. im Umweltbereich zu er­
(Bayerische Staatsregierung) 

• Gemeinschaftsprojekt mit der FhG: 
"Bayerische Initiative zur Konsortial­
bildung für internationale Entwick­
lungsprojekte“ (u.a. Beratung des 
bayerischen Mittelstands für Beschaf­
fungsprojekte der Weltbankgruppe 
und anderer internationaler Entwick­
lungsbanken); 

• BAIKUM Bayerische Innovations- und 
Kooperationsinitiative Umwelttechno­
logie 

• Revolvierender Consultant Trust Fund 
des StMWVT bei der IFC in Höhe von 
2,5 Mio. € zur (Vor-)finanzierung von 
Machbarkeitsstudien und technischer 
Unterstützung für internationale Pro­
jekte, die von der IFC mitfinanziert 
werden 

; 

205 Verstärkte politische Begleitung bayeri­
scher Umwelttechnologie-Unternehmen und 
–Dienstleister beim Eintritt in schwierige 
Auslandsmärkte. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die politischen Spitzen des Staatministe­
riums für Wirtschaft, Verkehr und Techno­
logie begleiten bayerische Unternehmen 
in schwierige Märkte oder vermitteln Kon­
takte zu hochrangigen Ansprechpartnern 
für neue Geschäfte. 

; 
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206 Förderung des Transfers des bayeri­
schen Umweltschutzniveaus und Umwelt­
know-hows durch eine weiter intensivierte 
Zusammenarbeit mit ausländischen Part­
nern; Erweiterung des Lehrangebots des 
Bildungszentrums für Umweltschutz der 
Bayerischen Verwaltungsschule speziell für 
Manager aus den mittel- und osteuropäi­
schen Staaten und aus Entwicklungslän­
dern; Durchführung von Aus- und Fortbil­
dungsmaßnahmen im Umweltsektor für 
ausländische Fach- und Führungskräfte im 
In- und Ausland. 
(Bayerische Staatsregierung, Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft) 

Umsetzung durch 
• Machbarkeitsstudien/Kooperationen 

zu Projekten des technischen Um­
weltschutzes (Brasilien, China, Kana­
da); 

• Kooperationsprojekte im Bereich Na­
tur- und Landschaftsschutz (Chile, Po­
len, Rumänien, Slowenien, Tsche­
chien); 

• Seminare zur Umweltweiterbildung für 
Fach- und Führungskräfte aus mittel- 
und osteuropäischen Staaten (Litau­
en, Polen, Tschechien, Ungarn). 

☺ 

207 Bildung einer gemeinsamen grenzüber­
greifenden Kooperation mit Italien (Green 
Key) und Griechenland (Clean up Greeece) 
mit dem Ziel eines kontinuierlichen Erfah­
rungsaustauschs sowie des Informations-
und Personalaustauschs zur Förderung der 
Kenntnisse und der Anwendung umweltori­
entierter Managementsysteme um gemein­
sam die Qualitätssicherung und Verbesse­
rung touristischer Angebote mit dem 
Schwerpunkt nachhaltiger, umweltbewuss­
ter Betriebsführung zu fördern. 
(Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband 
e.V.) 

Mit der italienischen Region Emilia Ro­
magna fand kontinuierlicher Informations-
und Erfahrungsaustausch statt. Eine Wei­
terführung erfolgte nicht, da eine Definiti­
on gemeinsamer Ziele nicht zustande 
kam. Griechenland zeigte kein Interesse 
an Erfahrungsaustausch zu freiwilligen 
Vereinbarungen. 

. 

208 Stärkung und Intensivierung der interna­
tionalen Kooperation in der Umweltfor­
schung. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Regelmäßige Kontakte im Rahmen der 
"Deutsch-Tschechischen Arbeitsgruppe 
Luftreinhaltung". Intensivierung der Kon­
takte durch Einsatz eines Referatsleiters 
des StMLU im Tschechischen Umweltmi­
nisterium. 

; 

209 Ergreifung geeigneter Maßnahmen zur 
weiteren Stärkung des KUMAS und seiner 
Ausstrahlung über Bayern hinaus und 
Schaffung eines Wissenschaftszentrums für 
Umweltkompetenz (8,1 Mio. DM) und eines 
internationales Netzwerks für Eco-Effizienz 
(4,9 Mio. DM). 
(Bayerische Staatsregierung) 

; 



- 61 -


210 Verstärktes Bemühen zur besseren Nut­
zung der Fördermittelmöglichkeiten, die die 
EU europäischen Unternehmen bietet. An­
stellung eines Fördermittelberaters bei der 
Industrie- und Handelskammer München. 
Beschäftigung weiterer Fördermittelberater, 
die einen flächendeckenden Service in 
Bayern leisten können. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Eine Fördermittelberaterin ist seit Juni 
2000 bei der IHK für München und Ober­
bayern eingestellt. Bewerbungsgesprä­
che für die Einstellung weitere Fördermit­
telberater sind noch nicht abgeschlossen.
Über EU-Förderprogramme wurde Publi­
kation "Business im Binnenmarkt: Die 
besten Förderprogramme" herausgege­
ben. 

; 

211 Erfassung von Details der EU-
Umweltthemen für KMU's durch gezieltes 
Coaching. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Die Zusagen 211, 214 und 215 werden 
gebündelt und in modifizierter Form um­
gesetzt. Bei dem von den bayerischen 
IHKs getragenen Außenwirtschaftszent­
rum Bayern laufen unter dem Branchen­
schwerpunkt Umwelttechnologie/Energie 
folgende Projekte: 
• Kooperationsbörse Umwelttechnolo­

gie Taiwan 
• Kooperationsprojekt Türkei für 

Dienstleister und Unternehmen der 
Branchen Energie und Umwelt 

• Markterschließung Kanada für Um­
welttechnik 

• Technologiebörse Thailand 
• Markterschließung Irland. 
Darüber hinaus ist IHK International Pro­
jektpartner der Bayerischen Innovations-
und Kooperationsinitiative Umwelttechno­
logie (BAIKUM) mit den Schwerpunkten 
• Erarbeitung von Internationalisie­

rungsstrategien 
• Initiierung von Machbarkeits-Studien 

in den Zielmärkten 
• Aus- und Weiterbildung für nationale 

und internationale Mitarbeiter 

; 

212 Entwicklung von Konzepten für Show­
rooms, Ausstellungen oder Messebeteili­
gungen zum Thema Umwelt "Made in Bava­
ria" in ausgewählten Zielregionen, damit für 
bayerische mittelständische Unternehmen 
eine angemessene und kostengünstige 
Plattform für einen Markt- bzw. Produkttest 
im Ausland geboten wird. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Im Jahre 2003 sind im Rahmen des Bay­
erischen Messebeteiligungsprogramms 8 
Messebeteiligungen vorgesehen, z.B. in 
Russland, Montreal, Spanien, Ungarn, 
Tokio, u.a. 
Die Außenwirtschaftszentrum Bayern IHK 
International GmbH hat im Jahr 2002 
Messebeteiligungen in Taiwan, Irland, 
Türkei und Kanada und 2003 in Austra­
lien und Malaysia durchgeführt bzw. ge­
plant. 

; 
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213 Regelmäßige Veranstaltung von Um­
weltexporttagen zur Förderung des Exports 
von Umwelttechnologie und zur Herstellung 
einer größeren Transparenz auf den inter­
nationalen Märkten für Umwelttechnologie. 
Ziel ist , die Erfahrungen einzelner Unter­
nehmen auf den internationalen Umwelt­
märkten einer breiten Schicht von bayeri­
schen Umwelttechnologie-Exporteuren zu­
gänglich und transparent zu machen. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Bisher wurden folgende Veranstaltungen 
durchgeführt: 
• Marktzugang Japan im Umweltbereich 

am 17.07.2001 in Augsburg 
• Bayerischer Außenwirtschaftstag 

2001 in Augsburg am 4./5.12.2001 
• Informationsveranstaltung Consultant 

Trust des Freistaats Bayern am 
4./5.7.2002 

; 

214 Erleichterung des Einstiegs in Aus­
landsmärkte vor allem für KMU's durch 
maßgeschneidertes Coaching. Beratung 
und Betreuung durch das Umwelttechnolo­
giebüro BUTE in Zusammenarbeit mit den 
IHK's und unter Heranziehung geeigneter 
Berater. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Die Zusagen 211, 214 und 215 werden 
gebündelt und in modifizierter Form um­
gesetzt. Bei dem von den bayerischen 
IHK’s getragenen Außenwirtschaftszent­
rum Bayern laufen unter dem Branchen­
schwerpunkt Umwelttechnologie/Energie 
folgende Projekte: 
• Kooperationsbörse Umwelttechnolo­

gie Taiwan 
• Kooperationsprojekt Türkei für 

Dienstleister und Unternehmen der 
Branchen Energie und Umwelt 

• Markterschließung Kanada für Um­
welttechnik 

• Technologiebörse Thailand 
• Markterschließung Irland. 
• Darüber hinaus ist IHK International 

Projektpartner der Bayerischen Inno­
vations- und Kooperationsinitiative 
Umwelttechnologie (BAIKUM) mit den 
Schwerpunkten 

• Erarbeitung von Internationalisie­
rungsstrategien 

• Initiierung von Machbarkeits-Studien 
in den Zielmärkten 

• Aus- und Weiterbildung für nationale 
und internationale Mitarbeiter 

; 
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215 Bereitstellung erforderlichen Know-how 
für den Einstieg in den internationalen Um­
weltmarkt durch den Aufbau eines Exper­
tenpools Umwelt Bayern. Über ein DV­
gestütztes Wissensmanagement-Systems 
soll das in Bayern vorhandene Know-how 
von Personen, Unternehmen und Institutio­
nen möglichst vollständig erfasst und sys­
tematisiert werden. 
(Industrie- und Handelskammern) 

Die Zusagen 211, 214 und 215 werden 
gebündelt und in modifizierter Form um­
gesetzt. Bei dem von den bayerischen 
IHKs getragenen Außenwirtschaftszent­
rum Bayern laufen unter dem Branchen­
schwerpunkt Umwelttechnologie/Energie 
folgende Projekte: 
• Kooperationsbörse Umwelttechnolo­

gie Taiwan 
• Kooperationsprojekt Türkei für 

Dienstleister und Unternehmen der 
Branchen Energie und Umwelt 

• Markterschließung Kanada für Um­
welttechnik 

• Technologiebörse Thailand 
• Markterschließung Irland. 
• Darüber hinaus ist IHK International 

Projektpartner der Bayerischen Inno­
vations- und Kooperationsinitiative 
Umwelttechnologie (BAIKUM) mit den 
Schwerpunkten 

• Erarbeitung von Internationalisie­
rungsstrategien 

• Initiierung von Machbarkeits-Studien 
in den Zielmärkten 

• Aus- und Weiterbildung für nationale 
und internationale Mitarbeiter 

; 

216 Im Sinne von langfristigen Kooperationen 
Durchführung von Aus- und Fortbildungs­
maßnahmen im Umweltbereich, die entwe­
der konkrete Projekte in einzelnen Ziellän­
dern flankieren oder der Projektakquisition 
und – vorbereitung dienen. 
(Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft) 

Über bfz und TTW in Hof Durchführung 
erster Veranstaltungen in Mexiko (Ambi­
tec) im Bereich Wasser- und Abfallwirt­
schaft. 

; 

217 Stärkung der Konzentration umfassender 
Kompetenzen in der Umwelttechnik im 
Raum Augsburg/Schwaben zur Stärkung 
der internationalen Bedeutung dieses we­
sentlichen Bausteins im bayerischen Ge­
samtnetzwerk Umweltechnik. 
(Bayerische Staatsregierung) 

; 
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11. Kooperationsmodelle
218 Fortführung des Bayerischen Altlasten­
kreditprogramms, das Unternehmen Finan­
zierungshilfen für eine eigenverantwortliche 
Altlastensanierung bietet. Modifizierung der 
Förderrichtlinien. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Um für mittelständische Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft eine Vereinfa­
chung und Verschlankung des Antrags­
verfahrens für Fördermaßnahmen im 
Umweltbereich zu erreichen, wurden alle 
Fördermaßnahmen des Umweltbereichs 
im Bayerischen Umweltkreditprogramm 
2004 zusammengefasst. Auch das Altlas­
tenkreditprogramm wurde in das Bayeri­
sche Umweltkreditprogramm als Teilbe­
reich Altlastensanierung integriert und 
2004 mit einem Darlehensvolumen von 
15,7 Mio. € ausgestattet. 

5 

219 Einsatz der nicht für das Altlastenkredit­
programm verwendeter Zinserträge des Alt­
lastensanierungsfonds für die Bewältigung 
gewerblicher sowie kommunaler Altlasten 
gewerblichen Ursprungs. Dabei soll die Ge­
sellschaft zur Altlastensanierung in Bayern 
mbH (GAB) ihren Sachverstand für die Er­
kundung und Sanierung von Altlasten ein­
bringen und im Rahmen eines erweiterten 
Dienstleistungsangebots Hilfestellung an­
bieten. 
(Bayerische Staatsregierung) 

Die nicht verwendeten Zinserträge fließen 
in ein Kooperationsmodell fließen; die 
Detailverhandlungen mit den beteiligten 
Ressorts und den kommunalen Spitzen­
verbänden sind nahezu abgeschlossen. 

☺ 

220 Weitere Beteiligung an der Gesellschaft 
zur Altlastensanierung in Bayern mbH 
(GAB) und Leistung eines jährlichen 
Finanzierungsbeitrages in Höhe von jeweils 
3 Mio. DM. 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerische 
Wirtschaft) 

Jährlicher Finanzierungsbeitrag in Höhe 
von jeweils 1,534 Mio. EURO (3,0 Mio. 
DM) sichergestellt. 

; 

221 Beteiligung über eine zu gründende Un­
terorganisation an der Finanzierung der 
GAB. 
(Bayerisches Handwerk) 

Am 19.07.2001 erfolgte die Gründung 
des Vereins "Umweltschutz im bayeri­
schen Handwerk e.V.". Eine Beitragsord­
nung wurde am 07.05.02 verabschiedet 
und ist am 01.01.2003 in Kraft getreten. 
Die bayerischen Handwerksorganisatio­
nen werden ihre Mitglieder über den Ver­
ein informieren und zur Mitgliedschaft 
ermuntern. 

5 

222 Angebot der Gesellschafter der GAB an 
die kommunalen Spitzenverbänden zur Be­
teiligung an der Gesellschaft unter Auswei­
tung des Aufgabenbereichs der GAB. 
(Bayerische Staatsregierung, GAB e.V.)) 

Die kommunalen Spitzenverbände haben 
ihre Bereitschaft erklärt, zur Umsetzung 
eines Kooperationsmodells in Detailge­
spräche einzutreten. Die Beratungen 
dauern an (siehe auch Nr. 219). 

☺ 
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223 Fortsetzung der Kooperation in der Son- Die Kooperation in der Sonderabfall­ ; 
derabfall-Entsorgung nach der erforderli- Entsorgung wird fortgesetzt. Die Entsor­
chen Fusion der GSB mit der Sonderabfall­ gungsqualität ist vorbildlich und entspricht 
Entsorgung Franken GmbH (SEF). Dauer­ höchsten Umweltstandards. Da die wirt­
hafte Gewährleistung der Entsorgungssi­ schaftliche Situation der GSB (u.a. auch 
cherheit und hoher Entsorgungsqualität bei aufgrund des Kostendrucks) angespannt 
einer weiterhin ökologisch verträglichen und ist, wurden zur Sicherstellung der Liquidi­
gleichzeitig kosteneffizienten Gestaltung der tät Verhandlungen mit den beteiligten 
Sonderabfall-Entsorgung. Banken geführt, die inzwischen erfolg­
(Bayerische Staatsregierung, bayerische reich abgeschlossen werden konnten. 
Wirtschaft) 
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